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ZusaMMenfassung
1. in dieser studie stellen wir zwei indizes wirtschaftlicher freiheit für die deutschen Bun-
desländer vor. grundlage sind bis zu zehn indikatoren verschiedener wirtschaftlicher 
Kenngrößen, die den staatlichen einfluss auf die Wirtschaft kennzeichnen. der l-index 
wirtschaftlicher freiheit bezieht sich auf die alten Bundesländer und deckt den Zeit-
raum 1970 bis 2011 ab. er stützt sich auf acht der zehn indikatoren. der umfassendere 
K-index wirtschaftlicher freiheit bezieht zudem die neuen Bundesländer ein; ihm liegen 
alle zehn indikatoren im Zeitraum von 1994 bis 2011 zugrunde. 
2. Bayern und Baden-Württemberg führen in beiden indizes die rangliste der wirtschaft-
lichen freiheit der Bundesländer an. die neuen Bundesländer ordnen sich im K-index 
am unteren ende der rangliste ein, während Berlin jeweils das schlusslicht bildet; an-
gesichts der unterdurchschnittlichen Wirtschaftsleistung mischt sich der staat dort 
vergleichsweise besonders stark in die Wirtschaft ein. Berlin liegt in beiden Vergleichen 
am ende der skala.
3. in den alten Bundesländern war gemäß des l-index die wirtschaftliche freiheit im Jahr 
1970 am größten. Bis zur Mitte der siebziger Jahre verschlechterte sich die wirtschaft-
liche freiheit drastisch. Bis heute haben sich davon die meisten der alten Bundesländer 
nicht vollständig erholt. die Wirtschafts- und finanzkrise führte im Jahr 2009 zu einem 
teils erheblichen rückgang der wirtschaftlichen freiheit in den Bundesländern, die auch 
im Jahr 2011 noch nicht wieder das freiheitsniveau vor der Krise erreicht haben.
4. nach unserer analyse geht mehr wirtschaftliche freiheit hand in hand mit einem hö-
heren Pro-Kopf-einkommen, mit einem stärkeren Wirtschaftswachstum und mit einer 
niedrigeren arbeitslosigkeit. schlussfolgerungen über die richtung der Kausalität kann 
man daraus nicht ableiten.
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1.  VorBeMerKungen Zur  
aKtualisierung der studie 
seit nunmehr acht Jahren erscheint der Bericht über die entwicklung des indexes wirt-
schaftlicher freiheit in den Bundesländern. auch in diesem Jahr wurde eine aktualisierung 
der studie auf datenbasis des Jahres 2011 vorgenommen. dem datenstand des Berichts 
liegen nunmehr die vom arbeitskreis „Volkswirtschaftliche gesamtrechnungen der länder“ 
ermittelten ergebnisse der großen durchgeführten revision 2011 zugrunde. alle indikatoren 
wurden zurückgerechnet auf Basis dieser revision, so dass sich bei den ergebnissen auch 
veränderte Werte im Vergleich zu älteren Versionen dieser studie ergeben haben. des Wei-
teren muss im Vergleich mit den Versionen der letzten beiden Jahre beachtet werden, dass 
die dort ermittelten ergebnisse zum teil auf schätzungen bzw. fortschreibungen von älteren 
Variablenwerten basierten, weil revisionsbedingt am aktuellen rand keine aktuellen daten 
vorlagen. insofern handelt es sich bei der diesjährigen aktualisierung wieder um ergebnisse, 
die auf einem validen datengerüst der aktualisierten und revidierten Vgr der länder basie-
ren.
die ergebnisse der Volkswirtschaftlichen gesamtrechnungen (Vgr) werden in fünf- bis 
zehnjährigen abständen überarbeitet, um neue Konzepte einzuführen, methodische Verbes-
serungen zu realisieren und neue datenquellen zu erschließen. die revision 2011 diente in 
erster linie der umstellung der Vgr auf die neue Klassifikation der Wirtschaftszweige, aus-
gabe 2008 (WZ 2008), die bis zum Jahr 1991 zurückgerechnet wurden. dadurch haben sich 
mitunter deutliche Veränderungen in den ausprägungen der einzelnen indizes – auch hin-
sichtlich der ergebnisse zu vorangegangenen Versionen der vorliegenden studie – ergeben. 
Bisher wurden die ergebnisse der Vgr noch nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
ausgabe 2003 (WZ 2003) veröffentlicht. die neue gliederung der WZ 2008 berücksichtigt 
die neuen ansätze und Vorgaben der europaweit rechtsverbindlichen systematik der Wirt-
schaftszweige in der europäischen gemeinschaft (nace rev. 2), die mit der Verordnung (eg) 
nr. 1893/2006 des europäischen Parlaments und des rates vom 20. dezember 2006 (aBl. eg 
nr. l 393 s. 1) veröffentlicht wurde.1
das Jahr 2009 war sehr stark durch die auswirkungen der in seiner dynamik stärksten 
Wirtschafts- und finanzkrise seit ende des Zweiten Weltkriegs gekennzeichnet. die Krise 
schlug sich deutlich in den indikatoren zur Messung wirtschaftlicher freiheit nieder: in den 
„spitzenregionen“ – Bayern und vor allem Baden-Württemberg – ging sowohl der l-index 
als auch der K-index gegenüber dem Vorjahr erheblich zurück. im Jahr 2011 normalisierte 
sich im Zuge des wirtschaftlichen aufschwungs die lage und die indikatoren zur Messung 
wirtschaftlicher freiheit näherten sich wieder den Werten auf Vorkrisenniveau an.
1 statistische ämter des Bundes und der länder (2011). 
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2.  Wirtschaftliche freiheit und der index
der in dieser studie berechnete index der wirtschaftlichen freiheit in den Bundesländern 
zielt darauf ab, das ausmaß, in dem Menschen wirtschaftlich frei handeln können, zwischen 
den deutschen ländern zu vergleichen. in der studie werden dazu zwei indizes berechnet. 
ein index bezieht sich auf die alten Bundesländer in den Jahren 1970 bis 2011 (l-index). der 
zweite index berücksichtigt auch die neuen Bundesländer. Weil erst einige Jahre nach der 
Vereinigung entsprechende daten zur Verfügung standen, umfasst dieser K-index nur die 
Jahre 1994 bis 2011.
Wir untersuchen sowohl den Zusammenhang zwischen der wirtschaftlichen freiheit und 
dem Wohlstand, gemessen am Pro-Kopf-einkommen, als auch den Zusammenhang zwi-
schen wirtschaftlicher freiheit und Wirtschaftswachstum sowie arbeitslosigkeit. unsere er-
gebnisse deuten darauf hin, dass wirtschaftliche freiheit, so wie sie von uns gemessen wird, 
und höherer Wohlstand hand in hand gehen. dieses resultat deckt sich mit den ergebnissen 
zahlreicher studien zur wirtschaftlichen freiheit in der Welt oder in nordamerika aus den 
vergangenen Jahren, die immer wieder einen engen und positiven Zusammenhang zwischen 
wirtschaftlicher freiheit und dem ausmaß der wirtschaftlichen aktivität belegt haben.2
Bayern und Baden-Württemberg, die im Vergleich der alten Bundesländer (l-index) im Zeit-
raum von 1970 bis 2011 nahezu immer die oberen Plätze belegen, befinden sich in der spit-
zengruppe der Bundesländer, was das Pro-Kopf-einkommen oder das Wirtschaftswachstum 
betrifft. die arbeitslosenquote ist in den ländern niedriger, für die wir eine höhere wirt-
schaftliche freiheit messen. der Vergleich aller Bundesländer (K-index) deutet gleichfalls 
darauf hin, dass ein enger Zusammenhang zwischen dem Wohlstandsniveau, gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt je Kopf, und der wirtschaftlichen freiheit besteht, ebenso wie für das 
Wirtschaftswachstum und die arbeitslosigkeit.
im Jahr 2011, das aktuellste Jahr, das in der studie berücksichtigt wurde, führt wie im letz-
ten Jahr Bayern vor Baden-Württemberg sowohl den Vergleich der alten wie aller länder 
an. die wirtschaftliche freiheit in den ostdeutschen ländern ist im durchschnitt geringer 
als in den alten Bundesländern, vor allem deshalb, weil die staatstätigkeit in den neuen 
ländern, gemessen an der vergleichsweise niedrigen Wirtschaftsleistung, erheblich größer 
ist. Brandenburg und thüringen stehen unter den neuen ländern noch am besten dar und 
finden den anschluss an die hansestadt Bremen. Berlin liegt in beiden Vergleichen am ende 
der rangliste, weil dort der staatskonsum besonders hoch ist, besonders viele staatliche 
subventionen gezahlt werden und ein besonders großer teil der erwerbstätigen beim staat 
beschäftigt ist. abbildung 1 und 2 zeigen die ergebnisse beider indizes für das Jahr 2011. 
2 siehe aktuell gwartney et al. (2013) für den index wirtschaftlicher freiheit in der Welt und ashby et 
al. (2012) für den index wirtschaftlicher freiheit für die Bundesstaaten der Vereinigten staaten und die 
kanadischen Provinzen.
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der grad der wirtschaftlichen freiheit wird dabei anhand einer skala von 0 bis 10 bewertet; 
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Was ist wirtschaftliche Freiheit?
Wirtschaftliche freiheit ist dann gegeben, wenn die Menschen unbeeinflusst durch Zwang 
ihren geschäften nachgehen, ihre arbeitskraft und güter nutzen und güter produzieren 
oder tauschen können. Kernelemente wirtschaftlicher freiheit sind damit die individuelle 
souveränität, der freie tausch an Märkten, das recht, als anbieter oder nachfrager auf 
Märkten in den Wettbewerb zu treten, und der schutz von Personen und von eigentum vor 
gewalt anderer. 
gwartney et. al. definieren wirtschaftliche freiheit wie folgt:
„individuen sind wirtschaftlich frei, wenn
a)  eigentum, das sie ohne den gebrauch von gewalt, Betrug oder diebstahl erwerben, vor 
physischen eingriffen anderer geschützt ist, und
b)  wenn sie frei darin sind, ihr eigentum zu nutzen, zu tauschen oder zu geben, solange 
ihre rechte nicht die gleichen rechte anderer verletzen.“3
ein index wirtschaftlicher freiheit sollte demnach das ausmaß messen, in dem rechtmäßig 
erworbenes eigentum geschützt wird und individuen in freiwilligen transaktionen miteinan-
der handeln können. die wirtschaftliche freiheit kann durch regierungen und Parlamente 
vermindert werden, die durch Besteuerung sowie direkte oder indirekte eingriffe in Märkte 
die tauschfreiheit beeinflussen oder behindern. die wirtschaftliche freiheit ist aber auch 
dann nur eingeschränkt gegeben, wenn die eigentumsrechte der Menschen vor raub und 
diebstahl nicht hinreichend geschützt sind. nach liberaler auffassung ist wirtschaftliche 
freiheit nicht nur ein Wert an sich und der Wunsch nach freiheit dem Menschen eigen, 
sondern die wichtigste Bedingung für eine prosperierende Wirtschaft.
dieses klassisch-liberale Verständnis von wirtschaftlicher freiheit unterscheidet sich funda-
mental von einem anderen Verständnis ökonomischer freiheit, das in der öffentlichen dis-
kussion in deutschland weit verbreitet ist. nach diesem anderen Verständnis sind Menschen 
ökonomisch frei, wenn sie genügend geld oder ressourcen haben, um sich ihre Wünsche 
erfüllen zu können. freiheit wird dabei als „positives freiheitsrecht“ verstanden und sie ist 
umso größer, je größer die materiellen Möglichkeiten des einzelnen sind. dieses Verständnis 
von ökonomischer freiheit ist problematisch, weil die Bedürfnisse und Wünsche des Men-
schen üblicherweise immer größer sind als sein materielles Vermögen; Menschen wären 
demnach nie ökonomisch frei. im gegensatz zu diesem Verständnis stellt der hier verwen-
dete freiheitsbegriff in klassisch-liberaler tradition nicht auf die materiellen Möglichkeiten 
des einzelnen, sondern auf das recht der individuen ab, eigenständig und ohne Zwang über 
die Verwendung ihres eigentums zu entscheiden. dieser freiheitsbegriff wird häufig als „ne-
3 gwartney et al. (1996), s. 12.
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gative freiheit“ bezeichnet, nicht, weil er etwas negatives sei, sondern weil es darum geht, 
wie sehr die Privatsphäre des einzelnen vor eingriffen von außen geschützt ist.
ein Beispiel kann verdeutlichen, wie sehr die beiden freiheitsbegriffe sich unterscheiden. 
sozialtransfers des staates an Menschen mit geringem einkommen erhöhen nach dem po-
sitiven freiheitsbegriff die ökonomische freiheit der Begünstigten, weil sie ihnen mehr ma-
terielle Möglichkeiten eröffnen. damit der staat einem geben kann, muss er indes durch 
steuerzwang einem anderen etwas nehmen. nach dem klassisch-liberalen Konzept nega-
tiver freiheitsrechte verringert die umverteilung des staates deshalb die wirtschaftliche 
freiheit, weil das Parlament und die regierung den Begüterten das recht beschneiden, über 
die von ihnen erwirtschafteten ressourcen frei zu verfügen. ein Maß der wirtschaftlichen 
freiheit im hier verwendeten sinne sucht deshalb nicht die frage zu beantworten: „Wer 
kann sich wie viel leisten?“, sondern dient der analyse, in welchem ausmaß die Menschen 
noch entscheidungsbefugnisse über ihr eigentum besitzen.
Wirtschaftliche freiheit im klassisch-liberalen sinne setzt dabei nicht voraus, dass der staat 
gar nichts mehr zu tun hat und alles dem marktwirtschaftlichen Miteinander der Menschen 
überlässt. im gegenteil sehen liberale eine wichtige aufgabe des staats als rechtsschutz-
staat („protective state“) darin, für die sicherheit individueller eigentumsrechte nach innen 
wie nach außen zu sorgen. auch ordnen sie ihm die aufgabe zu, als produzierender staat 
(„productive state“) für die Bereitstellung bestimmter güter zu sorgen, die am Markt ohne 
staatlichen eingriff nicht oder nicht in erwünschtem ausmaß angeboten würden – wobei 
sich liberale darin unterscheiden, wie sehr sie den staat hier in der Pflicht sehen.4
so darf man bezweifeln, dass etwa eisenbahnen zwingend als teil der sogenannten öffent-
lichen infrastruktur vom staat geplant und betrieben werden müssen. die geschichte, aber 
auch der Blick in andere länder zeigt, dass diese transportdienstleistung und das gleisnetz 
vielfach von privaten unternehmen erfolgreich angeboten wurden und werden. ähnliches 
gilt zum Beispiel für autobahnen. und auch das telefonnetz, das über Jahrzehnte vielen 
als originäre staatliche aufgabe galt, entwickelte sich erst dann zu einer blühenden tele-
kommunikationsindustrie mit neuen Produkten und dienstleistungen bei zugleich erheblich 
niedrigeren Preisen, nachdem die Privatwirtschaft die freiheit erhielt, diesen Markt be-
dienen zu dürfen. auch wenn gewisse aufgaben nach klassisch-liberaler sicht dem staat 
zufallen, setzt wirtschaftliche freiheit deshalb voraus, dass die staatlichen eingriffe in die 
freiheitliche Marktwirtschaft sich auf ein Minimum beschränken. Wirtschaftliche freiheit 
ist dann gegeben, wenn die Menschen so weit wie möglich unbeeinflusst von staatlichem 
oder anderem Zwang selbst darüber entscheiden können, was sie produzieren oder wie sie 
ihre arbeitskraft einsetzen, wo und wie sie wirtschaftlich tätig werden und wie sie das er-
wirtschaftete verwenden. 
4 Zur unterscheidung von protective state und productive state siehe Buchanan (1975).
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Wirtschaftliche Freiheit in föderalen Staaten
die in dieser studie ermittelten freiheitsindizes stellen auf die deutschen Bundesländer ab, 
deren regierungen im deutschen Konsensföderalismus vergleichsweise wenig spielraum in 
der wirtschaftspolitischen gestaltung haben. die steuerlast wird auf ebene der Bundeslän-
der weitgehend im Kartell von Bund und ländern bestimmt. nur beim gewerbesteuerhebe-
satz haben zumindest die Kommunen freiheitsgrade. unterschiede in der Besteuerung kön-
nen sich zudem dadurch ergeben, dass die steuererhebung von den ländern unterschiedlich 
streng gehandhabt wird. in regulatorischer hinsicht, aber auch hinsichtlich der Verwendung 
der steuereinnahmen und im ausmaß der staatsverschuldung bestehen auf ebene der län-
der und Kommunen indes erheblich größere spielräume, eigenständig die wirtschaftliche 
freiheit der Menschen zu beschneiden. dies rechtfertigt, einen Vergleich der Bundesländer 
zu wagen.
Wenn auch die steuerlast weitgehend durch ein Kartell von Bund und ländern und nicht ei-
genständig in einzelnen Bundesländern bestimmt wird, haben wir uns dazu entschieden, die 
gesamte direkte steuerlast als eine Komponente unserer indizes zu nutzen. diese entschei-
dung gründet darin, dass ein index der wirtschaftlichen freiheit ohne Berücksichtigung der 
hohen steuerlast und der Verzerrungen, die durch die Besteuerung hervorgerufen werden, 
in deutschland ohne viel Wert wäre. Weil der index damit auch einflüsse berücksichtigt, 
die fast zur gänze außerhalb der politischen entscheidungsgewalt im lande liegen, stellt 
er nur eingeschränkt ein Maß für die Wirtschaftspolitik der Bundesländer dar. gezeigt wird 
vielmehr sozusagen aus sicht der Bürger, wie im gesamten föderalen Zusammenspiel die 
wirtschaftliche freiheit sich zwischen den ländern unterscheidet. 
eine weitere schwierigkeit, die sich bei der analyse der wirtschaftlichen freiheit in föde-
ralen staaten stellt, ist speziell in deutschland der ausgedehnte finanzausgleich zwischen 
den ländern. dieser mindert die anreize für landesregierungen, sich intensiv um das wirt-
schaftliche Wohlergehen im eigenen land zu kümmern, weil ein unterdurchschnittliches 
Wohlstandsniveau in einem land den anspruch auf Zahlungen der anderen begründet. 
diese ausgleichszahlungen führen ihrerseits in den wohlhabenderen ländern dazu, dass 
der anreiz, sich noch weiter zu verbessern, gemindert wird. die fehlanreize verringern den 
standortwettbewerb zwischen den ländern und sind teil der erklärung, warum die Wachs-
tumsbedingungen in deutschland vergleichsweise schlecht sind. die Verzerrungen durch den 
länderfinanzausgleich werden im index der wirtschaftlichen freiheit gemäß der fragestel-
lung indirekt berücksichtigt. in dem Maße, in dem der finanzausgleich in reicheren ländern 
(nettozahler) zu einer höheren steuerlast beiträgt, verringert er dort die wirtschaftliche 
freiheit. in dem Maße, in dem landesregierungen (nettoempfänger) dank des finanz-
ausgleichs mehr geld ausgeben und damit in die marktwirtschaftliche freiheit eingreifen 
können, verschlechtert der finanzausgleich in den jeweiligen ländern die wirtschaftliche 
freiheit. sieht man von möglichen anpassungsreaktionen der landesregierungen ab, führt 
der finanzausgleich unmittelbar dazu, dass die wirtschaftliche freiheit der tendenz nach 
vermindert wird. 
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Mit inkrafttreten der föderalismusreform im Jahr 2006 wurden die politischen spielräu-
me zwischen Bund und ländern stärker abgegrenzt und zugleich die eigenständigkeit der 
länder ausgeweitet. gleichwohl blieb die eigentlich dringend notwendige reform der fi-
nanzverfassung in diesem ersten teil der föderalismusreform weitgehend ausgeklammert. 
immerhin erhielten die länder das recht, bei der grunderwerbsteuer den steuersatz zu 
verändern. Mehrere Bundesländer haben davon mittlerweile gebrauch gemacht. die Ver-
ankerung der schuldenbremse im grundgesetz im Jahr 2009 und die Verpflichtungen, die 
deutschland im rahmen des europäischen fiskalpaktes eingegangen ist, werden den druck 
steigern, die autonomie der Bundesländer bei den öffentlichen einnahmen zu steigern. in 
der kommenden legislaturperiode wird es voraussichtlich erneut eine Kommission geben, 
die sich mit einer reform der föderalen finanzbeziehungen beschäftigt. in dem Maße, in 
dem künftige änderungen der föderalen institutionellen struktur den ländern weitere steu-
erhoheiten einräumen, können künftige Berechnungen der wirtschaftlichen freiheitsgrade 
in den Bundesländern größere unterschiede zeigen. 
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3.  BeschreiBung des index und der 
KoMPonenten
Zur Berechnung des index der wirtschaftlichen freiheit für die Bundesländer greifen wir 
auf das Konzept des kanadischen fraser-instituts zurück, unter dessen federführung seit 
Mitte der neunziger Jahre regelmäßig freiheitsvergleiche auf internationaler und auf sub-
nationaler ebene ermittelt werden.5 so analysiert das fraser-institut auch die wirtschaft-
liche freiheit in den kanadischen Provinzen und den Bundesstaaten der Vereinigten staaten 
(„economic freedom of north america“).6 Vor allem wegen der institutionellen Besonder-
heiten des deutschen föderalismus sind bei der Übertragung des Konzepts auf deutschland 
indes umfangreiche änderungen nötig.
der hier ermittelte index der wirtschaftlichen freiheit für die deutschen Bundesländer beruht 
auf weniger Komponenten als der Welt-index des fraser-instituts. Viele der dort berück-
sichtigten insgesamt 38 indikatoren sind für den innerdeutschen Vergleich nicht sinnvoll 
verwendbar, weil sie keine oder keine großen unterschiede zwischen den ländern zeigen. so 
wird die außenwirtschaftliche freiheit letztlich durch europäisches recht gesetzt, so dass 
sich keine unterschiede zwischen den Bundesländern ergeben. ebenso wird die monetäre 
stabilität durch die geldpolitik der europäischen Zentralbank bestimmt. unterschiede der 
inflationsraten zwischen den Bundesländern beruhen weitgehend auf regional unterschied-
lichen nachfrage- und angebotsentwicklungen, spiegeln aber nicht unterschiede im mone-
tären regime wider; ein Vergleich würde hier zu keinen sinnvollen aussagen führen. auch 
die im Welt-index berücksichtigten indikatoren zur rechtlichen struktur – wie die unab-
hängigkeit der richter – und zur sicherheit von eigentumsrechten sind in unserem Vergleich 
nicht berücksichtigt. angesichts der bundeseinheitlichen regelungen dürften möglicher-
weise vorhandene unterschiede zwischen den Bundesländern so klein sein, dass sie durch 
indikatoren kaum exakt zu messen wären. 
in anderen Bereichen dagegen bestehen deutliche unterschiede im grad der wirtschaft-
lichen freiheit zwischen den Bundesländern. der hier ermittelte index stellt auf unter-
schiede in den Bereichen umfang der staatstätigkeit, steuern sowie sozialversicherungs-
pflicht und sozialhilfe ab. Wie die autoren der studie „economic freedom of north america“ 
verwenden wir zehn indikatoren. die folgende Übersicht zeigt die verwendeten indikatoren, 
die nun näher erläutert werden.
5 gwartney et al. (1996), gwartney et al. (2013).
6 ashby et al. (2012).
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Die Komponenten des Index
1.  Umfang der Staatstätigkeit
1a)  Konsumtive staatsausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BiP)
1b)  anteil der investitionen der länder an den jeweiligen gesamtinvestitionen
1c)  anteil der Beschäftigten im öffentlichen dienst an den erwerbstätigen
1d)  sozialleistungen in Prozent des BiP
1e)  finanzhilfen der länder in Prozent des BiP
2.  Steuern
2a)  gewogene durchschnittshebesätze der gewerbesteuer
2b)  aufkommen aus der einkommen- und der Körperschaftsteuer vor finanz- 
ausgleich in Prozent des BiP
3.  Sozialversicherungspflicht und Sozialhilfe
3a)  anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an den erwerbstätigen
3b)  anteil der sozialhilfebezieher an der Bevölkerung
3c)  sozialhilfeniveau 
1. Umfang der Staatstätigkeit
Wenn der staat seine tätigkeit ausdehnt, lässt er den individuen weniger spielraum und 
schränkt ihre entscheidungsmöglichkeiten ein. die fünf indikatoren in diesem Bereich ge-
ben deshalb einen einblick, inwieweit die regierungen und Parlamente in die wirtschaftliche 
freiheit am Markt eingreifen und durch ihre ausgaben die Marktergebnisse verzerren. 
1a) Konsumtive Staatsausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP)
die konsumtiven staatsausgaben sind ein Maß dafür, in welchem ausmaß der staat 
durch seine nachfrage nach gütern ressourcen beansprucht und private nachfra-
ge verdrängt. Je höher der staatskonsum, gemessen am BiP, desto stärker wird die 
wirtschaftliche freiheit eingeschränkt. dies bedeutet selbstverständlich nicht, dass 
die wirtschaftliche freiheit am größten ist, wenn der staat überhaupt nicht konsu-
miert. aufgaben wie die sicherung der eigentumsrechte, eine der Voraussetzungen 
für wirtschaftliche freiheit, erfordern, dass der staat ausgaben etwa für Polizei und 
Justiz tätigt. diese werden in den Volkswirtschaftlichen gesamtrechnungen als teil 
des staatskonsums gebucht und insoweit in diesem teilindikator mit erfasst. Wenn 
wir einen Zuwachs des staatskonsums als einen die wirtschaftliche freiheit beschrän-
kenden faktor werten, dann beruht dies auf der annahme, dass der staatskonsum 
in den Bundesländern deutlich über das zum schutz individueller eigentumsrechte 
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erforderliche Maß hinausgeht. in diesem fall reduziert ein wachsender staatskonsum 
die wirtschaftliche freiheit und ein geringerer staatskonsum verschafft mehr frei-
heitsspielräume.
1b) Investitionsausgaben der Länder in Prozent der Bruttoanlageinvesti­
tionen
der anteil der staatlichen investitionen an den gesamtinvestitionen zeigt, wie stark 
regierungen und Parlamente die investitionsentscheidungen in einer Wirtschaft tref-
fen und nicht private investoren. Zum teil dienen öffentliche investitionen auch be-
wusst dazu, private investitionen nach politischen Vorgaben zu lenken, was einem 
eingriff in die entscheidungsfreiheit der individuen entspricht. Mehr staatliche inve-
stitionen verringern insoweit die wirtschaftliche freiheit. ähnlich wie bei den kon-
sumtiven staatsausgaben wird mancher einwenden, dass bestimmte öffentliche in-
vestitionen, beispielsweise der Bau von straßen oder autobahnen, in einem gewissen 
ausmaß gemäß der theorie öffentlicher güter zu den Kernaufgaben eines staates 
gehören, die auch klassisch liberale als kompatibel mit der wirtschaftlichen freiheit 
des einzelnen ansehen. auch hier gilt jedoch, dass die existierenden öffentlichen in-
vestitionen in deutschland meistens deutlich über das hinausgehen, was der staat 
notwendigerweise übernehmen muss. in vielen fällen besteht auch die Möglichkeit, 
investitionsprojekte, bei denen nicht vollständig auf private angebote gesetzt werden 
kann, zumindest durch private anbieter erstellen oder betreiben zu lassen.
1c) Anteil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst an den 
Erwerbstätigen
ein höherer anteil öffentlicher Beschäftigung an der gesamtbeschäftigung bedeutet 
ein geringeres Maß an wirtschaftlicher freiheit. dafür gibt es zahlreiche gründe, die 
Karabegovic et al. treffend beschrieben haben.7 der grad öffentlicher Beschäftigung 
spiegelt wider, in welchem ausmaß regierungen durch steuerzwang eingetriebenes 
geld nutzen, um sich einen teil der arbeit zu sichern. damit wird die freiheit von 
individuen und organisationen beschnitten, am arbeitsmarkt frei um arbeitskräfte zu 
wetteifern; arbeitgeber müssen gegen ihre eigenen steuergelder ankämpfen, wenn sie 
sich um arbeitskräfte bemühen. Zugleich deutet ein hohes Maß öffentlicher Beschäf-
tigte darauf hin, dass regierungen güter und dienste bereitstellen, die grundsätzlich 
auch private anbieter hätten anbieten können und die von den Bürgern womöglich 
gar nicht nachgefragt würden, müssten sie direkt dafür bezahlen. analog ist der in-
dikator ein indiz dafür, wie sehr regierungen sich regulierend in die private Wirt-
schaft einmischen und dergestalt die wirtschaftliche freiheit der Bürger beschneiden. 
schließlich kann ein hohes Maß öffentlicher Beschäftigung signalisieren, dass die 
regierungen tätigkeiten ausüben, die auch privatwirtschaftlich im öffentlichen auf-
7 dieser abschnitt basiert auf ashby et al. (2011), s. 16f.
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trag ausgeübt werden könnten. deutlich wird dies am Beispiel der schulpolitik: so 
hat Milton friedman vorgeschlagen, dass regierungen schulen nicht mehr selbst be-
treiben, sondern nur noch an die eltern gutscheine für den schulbesuch ihrer Kinder 
ausgeben.8 die eltern könnten dann frei entscheiden, an welchen privaten schulen sie 
die gutscheine einlösten und damit besser als heute auf die Qualität der ausbildung 
einwirken. damit würde die wirtschaftliche freiheit erhöht. folgten regierungen die-
sem Vorschlag, würden die öffentlichen ausgaben nicht sinken, wohl aber der Bestand 
an öffentlichem Personal verringert.
1d) Sozialleistungen in Prozent des BIP
hohe sozialleistungen reduzieren die wirtschaftliche freiheit, weil sie ein hohes Maß an 
abhängigkeit von staatlicher unterstützung implizieren. die existenz staatlicher trans-
fers trägt dazu bei, individuen in die abhängigkeit ebendieser transfers zu zwingen. die 
Menschen treffen ihre angebots- und nachfragenentscheidungen am arbeitsmarkt 
nicht mehr unbeeinflusst, sondern unter dem einfluss der staatlichen leistungen.
1e) Finanzhilfen der Bundesländer in Prozent des BIP
finanzhilfen der Bundesländer reduzieren die wirtschaftliche freiheit, weil sie die 
privatwirtschaftliche aktivität von unternehmen lenken und verzerren. sie stärken 
den staatlichen einfluss in der Wirtschaft und führen dazu, dass unternehmen und 
ganze Branchen sich eher an den Zielen der subventionsgeber orientieren als an den 
Wünschen ihrer Kunden.
2. Steuern
auf den ersten Blick scheint es, als ob wir eine doppelzählung vornehmen, wenn wir zusätz-
lich zu den unter dem rubrum umfang der staatstätigkeit berücksichtigten staatsausgaben 
auch die steuern als indikator erfassen. dies ist aber nicht so, weil die ausgaben der Bun-
desländer sich nicht nur aus den steuereinnahmen speisen, die im eigenen land erhoben 
werden. sie speisen sich auch aus Zahlungen, die den ländern im Zuge des finanzausgleichs 
zufließen, und sie speisen sich aus der Verschuldung der länder. das rechtfertigt es dem 
grundsatz nach, neben den ausgabenseitigen staatlichen eingriffen in wirtschaftliche frei-
heiten auch die finanzierungsseite des staates zu berücksichtigen. dabei blicken wir indes 
nur auf die steuern, nicht aber auf die schulden. der grund dafür liegt darin, dass die staat-
liche Verschuldung für sich genommen überwiegend erst dann die wirtschaftliche freiheit 
beeinträchtigt, wenn die länderschuld durch erhobene steuerzahlungen netto abgetragen 
wird. Zwar muss man die Verschuldung der länder als eingriff in die Kapitalmärkte deuten. 
8 friedman (1962).
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solange aber die länder sich am internationalen Kapitalmarkt verschulden können, ist ihr 
verzerrender einfluss auf den marktbestimmten Zins – trotz der ausgedehnten hiesigen 
staatsverschuldung – gering. auch mindern länderschulden, solange sie nicht zurückbe-
zahlt werden, insoweit die wirtschaftliche freiheit in den einzelnen Bundesländern nicht, 
soweit die anleihen von Kapitalgebern außerhalb des Bundeslandes gezeichnet werden. 
deshalb erscheint es sinnvoll, auf der einnahmenseite die schulden der länder nicht als 
eigenständiges Kriterium aufzunehmen, wohl aber die steuern. Mit dem steuervolumen und 
mit dem niveau des steuersatzes greifen regierungen und Parlamente unmittelbar in die 
wirtschaftliche freiheit der Bürger eines Bundeslandes ein. 
2a) Gewichtete Durchschnittshebesätze der Gewerbesteuer
hohe steuern beeinträchtigen die wirtschaftliche freiheit, weil sie Privaten die Ver-
fügungsgewalt über ressourcen entziehen. unterschiede in der höhe der steuersätze 
bestehen zwischen den Bundesländern vor allem bei der gewerbesteuer. deren höhe 
wird über den hebesatz im Kern auf kommunaler ebene bestimmt und variiert in-
soweit auch innerhalb einzelner Bundesländer. im hier vorgelegten ländervergleich 
kann sinnvoller Weise nur der durchschnittliche hebesatz Verwendung finden. un-
abhängig von der höhe des steueraufkommens, die indirekt durch den steuersatz 
bestimmt wird, ist der steuersatz direkt relevant für die wirtschaftliche freiheit: Je 
höher der steuersatz, desto stärker verzerrt der besteuernde staat die investitions-
entscheidungen der unternehmen und lenkt - gewollt oder ungewollt - das in der 
freiheitlichen Marktwirtschaft erzielte ergebnis.
2b)  Steueraufkommen aus Einkommen­ und Körperschaftsteuer vor 
Finanz ausgleich in Prozent des BIP
hinsichtlich der einkommen- und Körperschaftssteuer haben die Bundesländer kei-
ne entscheidungshoheit; die steuersätze sind bundeseinheitlich bestimmt. allenfalls 
durch die handhabung der steuerverwaltung können die Bundesländer die reale steu-
erlast für die ansässige Bevölkerung oder die unternehmen verändern. in den Medien 
finden sich diesbezüglich immer wieder Berichte, dass einzelne länder den steuer-
vollzug gerade bei unternehmen großzügiger handhaben als andere, um investitionen 
anzulocken. Klare, eindeutige indikatoren, die dieses Bild stützen könnten, sind indes 
nicht verfügbar. Jedenfalls kommt in einem hohen anteil des steueraufkommens am 
BiP zum ausdruck, dass regierungen und Parlamente den Bürgern einen entsprechend 
hohen teil der von ihnen erwirtschafteten einkommen entziehen und damit ihre wirt-
schaftliche freiheit beschneiden. daran ändert nichts, dass unterschiede zwischen den 
Bundesländern bei einer progressiven einkommensteuer und gleichförmig gesetzten 
staatsaufgaben lediglich unterschiedliche Wohlstandniveaus widerspiegeln können. 
Problematisch an dem von uns verwendeten indikator ist indes, dass subventionen 
wie etwa die eigenheimzulage oder das Kindergeld das in der statistik ausgewiesene 
steueraufkommen mindern. diese unschärfe ist bei der interpretation der ergebnisse 
zu berücksichtigen.
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3.  Sozialversicherungspflicht und Sozialhilfe
3a)  Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an den Erwerbs­
tätigen
durch die Zwangsmitgliedschaft in den sozialversicherungen wird den sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten die freiheit genommen, selbst zu entscheiden, wel-
che risiken der Krankheit, der arbeitslosigkeit, der Pflege und altersvorsorge sie in 
welcher form absichern möchten und mit welchen Versicherungen sie Verträge ab-
schließen wollen. nicht sozialversicherungspflichtig Beschäftigte unterliegen diesem 
Zwang nicht und sind in ihrer wirtschaftlichen freiheit insoweit nicht eingeschränkt.
3b)  Anteil der Sozialhilfebezieher an der Bevölkerung
sozialhilfezahlungen erweitern den wirtschaftlichen handlungsspielraum der emp-
fänger und werden deshalb vielfach als Mittel bezeichnet, um die freiheit der emp-
fänger zu erhöhen. dieses Bild widerspricht der idee der wirtschaftlichen freiheit, die 
ja gerade darauf abstellt, dass Menschen unabhängig vom staatlichen einfluss ihre 
entscheidungen treffen können. ein hoher anteil von sozialhilfeempfängern an der 
Bevölkerung steht insofern für ein großes Maß an abhängigkeit vom staat und für 
ein geringes Maß an wirtschaftlicher freiheit. Zugleich wirkt die sozialhilfe wie ein 
Mindestlohn, weil es sich für niemanden lohnt, zu einem geringeren arbeitslohn eine 
Beschäftigung aufzunehmen. eine vergleichsweise hohe Zahl von sozialhilfeempfän-
gern signalisiert damit, dass der arbeitsmarkt im niedriglohnbereich besonders stark 
durch die sozialhilfe beeinträchtigt wird.
3c)  Sozialhilfeniveau
Weil die sozialhilfe im niedriglohnsegment wie ein Mindestlohn wirkt, bedeutet ein 
höheres sozialhilfeniveau unter sonst gleichen Bedingungen eine stärkere Beein-
trächtigung des arbeitsmarktes als eine niedrigere. 
Aggregation der Indikatoren zu Indizes
Wir verwendeten die genannten indikatoren zur Konstruktion zweier indizes. der erste in-
dex beschränkt sich auf die alten Bundesländer und umfasst den Zeitraum 1970 bis 2011. 
Wir bezeichnen diesen index als l-index. in diesen index gehen nur acht der zehn oben ge-
nannten indikatoren ein. Mangels langfristig verfügbarer daten sind die indikatoren 1e (fi-
nanzhilfen der länder) und 3c (sozialhilfeniveau) ausgeschlossen. der zweite index schließt 
auch die neuen Bundesländer ein und erstreckt sich daher auf den kürzeren Zeitraum 1994 
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bis 2011. Wir bezeichnen diesen index als K-index. in diesen index gehen alle indikatoren 
ein.
um subjektive urteile bei der indexbildung auszuschließen, werden die jeweiligen indika-
torenwerte mittels einer einfachen formel in einheitliche Zahlenwerte auf einer skala von 
null bis zehn umgewandelt. die reihung der länder und die Verteilung der indikatorenwerte 
zwischen den ländern bleibt durch die umwandlung bestehen. ein Wert von zehn steht da-
bei für hohe wirtschaftliche freiheit, ein Wert von null für geringe wirtschaftliche freiheit. 
Wir folgen dabei der Methode des fraser-institutes mit der formel (Vmax-Vi)/(Vmax-Vmin)·10. 
dabei bezeichnen Vmax und Vmin die absoluten Maxima beziehungsweise Minima der indika-
torwerte im gesamten Betrachtungszeitraum9; Vi ist der jeweilige Wert des Bundeslandes 
im betrachteten Jahr.10 die Methode führt dazu, dass die länder relativ geordnet werden; 
der grad wirtschaftlicher freiheit wird durch den Vergleich mit höchst- und Mindestwerten 
der Variablen bestimmt, die sich im analysezeitraum gezeigt haben, und nicht anhand eines 
von außen absolut vorgegebenen Maßstabs. die Methode stellt zugleich sicher, dass die 
analyse der entwicklung der wirtschaftlichen freiheit über lange Zeiträume möglich ist. 
der index ökonomischer freiheit für ein Bundesland in einem beliebigen Jahr ergibt sich als 
das arithmetische Mittel der indizes für die einzelnen indikatoren; alle indikatoren werden 
somit gleich gewichtet.
9 im anhang 1 findet sich eine nähere erläuterung zur ermittlung der Minimal- und Maximalwerte. 
10 dazu ein Beispiel: angenommen, die Konsumausgaben in Prozent des BiP lägen in einem Bundesland im 
Jahr 2011 bei 15 Prozent; der höchste Wert im gesamten Betrachtungszeitraum sei 20 Prozent, der nied-
rigste 10 Prozent. hieraus ergibt sich ein indexwert von 5, also ein mittlerer Wert an gemessener freiheit. 
ein anderes land habe im selben Jahr einen ausgabenanteil von 11 Prozent. für dieses land nimmt der 
index den Wert 9 an und signalisiert eine deutlich höhere gemessene freiheit.
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4.  ÜBerBlicK ÜBer die ergeBnisse
Der L­Index der wirtschaftlichen Freiheit für die alten Länder
der l-index der wirtschaftlichen freiheit für die alten länder basiert wegen fehlender daten 
zwar nur auf acht der insgesamt zehn indikatoren. er ermöglicht aber einen langen Blick 
auf die entwicklung der wirtschaftlichen freiheit von 1970 bis 2011, soweit diese durch 
unseren index erfasst wird. tabelle 1 zeigt die l-indexwerte für die alten länder. auffällig 
ist, dass wie in den Vorjahren auch im Jahr 2011 alle alten länder auf der skala von null 
bis zehn niedriger eingestuft wurden als im Jahr 1970. nur dem saarland gelang es, seinen 
ausgangswert von 1970 ein einziges Mal – im Jahr 2008 – leicht zu übertreffen. ansonsten 
gilt jedoch für den gesamten Zeitraum, dass die wirtschaftliche freiheit in den übrigen 
ländern nirgendwo jemals größer war als vor 43 Jahren. dieser Befund beschreibt nicht 
eine stete abwärtsbewegung. Vielmehr hat sich die gemessene wirtschaftliche freiheit im 
durchschnitt von 1970 auf 1975 rapide verschlechtert, um dann im trend langsam wieder 
zu steigen. dies gilt im grunde für alle alten länder, wenn auch die aufwärtsbewegung 
nach 1975 in den einzelnen ländern unterschiedlich stark ausgeprägt war, wie abbildung 3 
exemplarisch an den ländern Bayern, Bremen und rheinland-Pfalz zeigt. des Weiteren ist 
in den letzten Jahren eine zunehmende Konvergenz der Werte für den l-index zwischen den 
ländern feststellbar.
Tabelle 1 
L­Index wirtschaftlicher Freiheit in den alten Bundesländern
1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2010 2011
Baden-Württemberg 7,4 5,9 6,0 6,2 6,6 6,6 6,7 7,0 7,1 7,3 7,0 6,9
Bayern 7,4 5,7 6,5 6,3 6,8 6,6 6,7 6,9 7,1 7,0 7,1 7,0
Berlin 5,2 3,2 4,1 4,4 5,1 4,3 3,9 4,1 4,3 4,9 4,6 4,4
Bremen 6,1 4,4 4,6 4,7 4,9 5,0 4,7 4,8 5,5 5,9 5,6 5,5
hamburg 6,8 4,9 4,9 4,5 5,3 5,4 5,9 6,3 6,5 6,5 6,6 6,5
hessen 6,8 5,4 5,4 5,5 6,1 6,0 6,2 6,6 6,5 6,7 6,5 6,4
niedersachsen 7,3 5,5 5,3 5,2 5,9 5,6 5,7 5,8 6,1 6,4 6,2 6,1
nordrhein-Westfalen 7,1 5,5 5,5 5,4 5,6 5,6 5,7 5,9 5,9 6,3 6,0 5,8
rheinland-Pfalz 7,5 5,8 5,9 6,0 6,2 5,9 6,1 6,4 6,3 6,6 6,4 6,2
saarland 6,2 4,6 4,8 5,0 5,3 5,3 5,5 5,7 6,2 6,4 5,8 6,0
schleswig-holstein 7,0 5,7 5,7 5,6 6,1 5,8 6,1 6,1 6,2 6,4 6,0 5,8
Mittelwert 6,8 5,1 5,3 5,3 5,8 5,7 5,8 6,0 6,2 6,4 6,2 6,1
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abbildung 3
der außergewöhnlich scharfe einbruch der gemessenen wirtschaftlichen freiheit anfang der 
siebziger Jahre gründet nicht in einem speziellen faktor. alle einzelnen indikatoren zeigen 
im länderdurchschnitt von 1970 auf 1975 einen sinkenden freiheitsgrad an. Besonders aus-
geprägt ist der Verfall der wirtschaftlichen freiheit jedoch im rapide steigenden umfang der 
staatstätigkeit zu sehen, seien es die öffentlichen Konsumausgaben, der steigende anteil 
staatlicher investitionen an allen investitionen oder der steigende anteil der Beschäftigten 
im öffentlichen dienst an den erwerbstätigen. ohne frage spielte dabei die damalige rezes-
sion im gefolge der ersten Ölkrise eine rolle. es scheint damit so, als ob unser index, der ja 
viele Variablen ins Verhältnis zum damals schrumpfenden BiP setzt, ein falsches Bild zeich-
net. einiges spricht indes dagegen. die frühen siebziger Jahre waren die Zeit, in der sozial-
demokraten die Belastbarkeit der Wirtschaft testen wollten und die deutschen regierungen 
sich auf zweistellige lohnerhöhungen im öffentlichen dienst einließen. auf die rezession 
antwortete die deutsche Politik zudem mit deutlich höheren staatsausgaben. die sehr zö-
gerliche erholung der gemessenen wirtschaftlichen freiheit in den Jahrzehnten nach 1975 
legt den schluss nahe, dass die damaligen politischen Übersteigerungen die wirtschaftliche 
freiheit nicht nur zeitweise, sondern dauerhaft belastet haben, weil regierungen und Parla-
mente die damals erreichten ausgabenniveaus beibehielten und ausbauten.
die entwicklung der wirtschaftlichen freiheit in den Jahren nach 1975 wird vor allem 
bestimmt durch einen ausbau des sozialstaats, der im durchschnitt der alten länder zu 
schlechteren einstufungen im Bereich sozialleistungen (1d) und sozialhilfebezieher (3b) 
führte. auch die steigenden gewerbesteuerhebesätze verringerten für sich genommen die 
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wirtschaftliche freiheit. dagegen zeigten sich in drei Bereichen deutliche Verbesserungen. 
die landesregierungen mischten sich im laufe der Jahre – auch im Krisenzeitraum 2008 
und 2009 – vergleichsweise weniger mit öffentlichen investitionen in das marktwirtschaft-
liche geschehen ein (1b). gerade nach der Privatisierung der Bundespost Mitte der neun-
ziger Jahre verringerte sich der anteil des öffentlichen dienstes an den erwerbstätigen 
(1c). Zudem verringerte sich im Zeitablauf der anteil der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten an den erwerbstätigen (3a) deutlich. dies spiegelt wahrscheinlich den Verlust 
von industriearbeitsplätzen wider, ist womöglich aber auch Zeichen für eine flucht aus der 
sozialversicherungspflicht.
in der langfristigen Betrachtung sortieren die alten Bundesländer sich in drei gruppen, die 
sich nach dem Verfall der wirtschaftlichen freiheit in den frühen siebziger Jahren bildeten. 
seit anfang der achtziger Jahre sind Bayern und Baden-Württemberg immer an der spitze 
zu finden und setzen sich mit deutlich zunehmender wirtschaftlicher freiheit immer mehr 
von den anderen ländern ab. in der rangliste der alten länder belegen die beiden süd-
staaten seit 1980 immer Platz 1 oder 2 (tabelle 2). hinter den beiden spitzenreitern folgt 
eine breite gruppe von sieben ländern, die in der entwicklung unterschiede zeigen, aber 
gemäß der gemessenen wirtschaftlichen freiheit eng zusammen liegen. am schluss der 
länderrangliste befindet sich Berlin. Bremen lag, gemessen am l-indexwert, bis Mitte der 
neunziger Jahre noch am unteren rande des breiten Mittelfelds, fiel danach aber deutlich 
zurück. seit 2002 konnte Bremen jedoch kontinuierlich aufholen und hat nunmehr hin-
sichtlich seiner Werte anschluss an das untere Mittelfeld der länder gefunden. in Berlin, 
das bis 1990 deutlich aufgeholt hatte, ist die gemessene wirtschaftliche freiheit nach der 
Vereinigung mit ost-Berlin rasant gesunken (abbildung 4). Zwischen 2005 und 2009 gelang 
es Berlin zwar vorübergehend, sein niveau zu verbessern, allerdings ist diese entwicklung in 
den letzten Jahren wieder rückläufig, sodass der rückstand zu den anderen Bundesländern 
immer noch sehr groß ist. 
die unterschiede im grad der wirtschaftlichen freiheit zwischen den alten Bundesländern 
haben sich seit 1970 ausgeweitet. im Jahr 1970 reichte die spanne von einem l-indexwert 
von 7,5 für rheinland-Pfalz bis zu 5,2 für Berlin. im Jahr 2011 waren es 7,0 für Bayern 
und nur noch 4,4 für Berlin. die zunehmende Varianz gründet indes allein darin, dass die 
spitzengruppe von Bayern und Baden-Württemberg sich stetig verbesserte, während Berlin 
– und zeitweise auch Bremen – deutlich hinter den anderen ländern zurückblieben; gleich-
wohl ist seit der Jahrtausendwende vor allem in Bremen und phasenweise auch in Berlin 
ein aufwärtstrend zu erkennen, der infolge der wirtschafts- und finanzkrise vorläufig zum 
erliegen gekommen ist. in der breiten Mittelgruppe von acht ländern näherten sich die Be-
wertungen dagegen zunehmend an, mit einer leichten tendenz zu größerer wirtschaftlicher 
freiheit. dieser trend ist vor allem in hessen, hamburg, rheinland-Pfalz seit dem Jahr 2006 
zu beobachten und wurde in diesen ländern durch die Wirtschaftskrise in den Jahren 2008 
und 2009 nur unmerklich gebremst. 
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abbildung 4
in der rangliste sind die Positionen der länder recht stabil, wie tabelle 2 zeigt. hamburg 
hat sich gegenüber den anderen ländern am meisten verbessert und rückte im Zeitraum 
1970 bis 2011 von Platz 8 auf Platz 3 vor, hessen immerhin von rang 7 im Jahr 1970 auf 
rang 4. nordrhein-Westfalen hat sich hingegen kontinuierlich verschlechtert und rutschte 
von rang 4 im Jahr 1970 auf rang 9. Berlin und Bremen finden sich nahezu durchgängig 
auf den untersten rangplätzen, wobei sich Bremen in den letzten Jahren etwas verbessern 
konnte.
die Vermutung liegt nahe, dass die durchgängig schlechte einstufung Berlins und Bremens 
mit ihrem status als stadtstaat zusammenhängen könnte. freilich spricht a priori nichts 
dagegen, dass auch in stadtstaaten die regierungen sich um wirtschaftliche freiheit ih-
rer Bürger bemühen können oder dass die wirtschaftlichen Verhältnisse sich unabhängig 
vom handeln der landespolitik so entwickeln, dass die abhängigkeit der Bürger vom staat 
abnimmt. hamburg ist ein treffendes gegenbeispiel zu Berlin und Bremen und zeigt, dass 
stadtstaaten durchaus entwicklungsfähig sind und mehr freiheit bieten können. in der 
rangliste der länder stand hamburg 2011 auf Platz 3, 1985 aber hatte es nur auf rang 10 
gelegen. nach dem l-index hat sich die wirtschaftliche freiheit in hamburg insbesondere 
seit 1994, wo es noch auf rang 8 lag, geradezu rasant verbessert; der indexwert lag 1985 
bei 4,5 und 2011 bei 6,5. Wenn auch hamburg im Bereich steuern und dem sozialhilfeni-
veau im Jahr 2011 im Vergleich der alten Bundesländer unterdurchschnittlich abschneidet, 
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hat es im Bereich des umfangs der staatstätigkeit seit 1985 deutlich Boden gut gemacht. 
entscheidend dafür waren vor allem drastisch sinkende anteile öffentlicher investitionen 
und öffentlicher Beschäftigung, die zwischen 1985 und 2011 um rund 75 bzw. 45 Prozent 
gesunken sind. 
Tabelle 2
L­Rangziffern der alten Bundesländer
1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2010 2011
Baden-Württemberg 3 1 2 2 2 2 2 1 1 1 2 2
Bayern 2 3 1 1 1 1 1 2 2 2 1 1
Berlin 11 11 11 11 10 11 11 11 11 11 11 11
Bremen 10 10 10 9 11 10 10 10 10 10 10 10
hamburg 8 8 8 10 9 8 6 5 4 5 3 3
hessen 7 7 6 5 4 3 3 3 3 3 4 4
niedersachsen 4 6 7 7 6 7 8 8 8 8 6 6
nordrhein-Westfalen 5 5 5 6 7 6 7 7 9 9 8 9
rheinland-Pfalz 1 2 3 3 3 4 5 4 5 4 5 5
saarland 9 9 9 8 8 9 9 9 7 7 9 7
schleswig-holstein 6 4 4 4 5 5 4 6 6 6 7 8
Bayern wurde ab 2006 von seinem spitzenplatz, den es seit 1980 die meisten Jahre inne-
gehabt hatte, von Baden-Württemberg verdrängt. dies war insbesondere durch den dra-
stischen anstieg des anteils der investitionsausgaben in Prozent des BiP zwischen 2008 
und 2009 zu erklären. in beiden Jahren erhöhte sich dieser anteil im Vergleich zum Vorjahr 
um jeweils rund 80 Prozent, während der anteilswert im Jahr 2010 um 60 Prozent gegen-
über dem Jahr 2009 abnahm: im Jahr 2007 betrug der anteil der investitionsausgaben des 
landes an den Bruttoanlageinvestitionen in Bayern noch lediglich 4,6 Prozent, im Jahr 2008 
stieg er auf 8,4 Prozent, im Jahr 2009 sogar auf 14,8 Prozent, eher im Jahr 2011 wieder 
auf 6,0 Prozent sank. der grund für diese entwicklung liegt in dem drastischen anstieg der 
investitionsförderungsmaßnahmen in form von Kapitalzuführungen an die angeschlagene 
Bayern lB in höhe von 4 Mrd. euro, also einen temporär begrenzten effekt, der inzwischen 
wieder abgeklungen ist. Bei allen übrigen indikatoren liegt Bayern gleichauf mit Baden-
Württemberg oder sogar besser. 
Ein Vergleich Bayerns mit dem Saarland und Berlin
angesichts des deutlichen unterschieds in der mit dem l-index gemessenen wirtschaft-
lichen freiheit zwischen dem spitzenreiter Bayern und dem schlusslicht Berlin lohnt ein 
Blick auf die indikatoren des index. Was ist in Bayern anders als in Berlin? Zusätzlich zu den 
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beiden ländern haben wir in den Vergleich noch das im Zeitraum von 1970 bis 2011 durch-
schnittlich schlechteste flächenland, das saarland, aufgenommen. abbildung 5 zeigt die 
einstufung der drei alten Bundesländer nach dem l-index und seiner teilindikatoren im Jahr 
2011. deutlich zeigt sich, dass Bayern in manchen Bereichen erheblich besser eingestuft ist, 
während es in anderen Bereichen mit den beiden Vergleichsländern nahezu gleichauf liegt 
oder sogar unterlegen ist. Vorteile in der wirtschaftlichen freiheit erreicht Bayern vor allem 
durch den vergleichsweise geringen staatskonsum in Prozent des BiP (1a), den vergleichs-
weise geringen anteil der investitionsausgaben des landes an den Bruttoanlageinvestiti-
onen (1b) sowie den geringen sozialleistungen in Prozent des BiP (1d). auch ist der anteil 
der sozialhilfebezieher an der Bevölkerung wesentlich geringer als in den Vergleichsländern 
(3b).
abbildung 5
tatsächlich gründet die freiheitliche führungsrolle Bayerns vor allem auf seine guten 
Werte in den genannten Bereichen. so hat die bayerische staatsregierung den anteil des 
staatskonsums am BiP von 19,1 Prozent im Jahr 1975 und 18,3 Prozent im Jahr 1980 
auf 16,3 Prozent im Jahr 1990 gesenkt; seit 2004 bewegte sich dieser anteilswert stets 
zwischen 15,4 und 16,7 Prozent. in den meisten anderen Bundesländern blieb der staats-
konsum seit 1980 zum teil auch nahezu unverändert, allerdings bewegt er sich meist auf 
einem – mitunter deutlich – höheren niveau als im freistaat. 
Vergleich Bayern, Saarland und Berlin
L-Index der wirtschaftlichen Freiheit 2011
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in Berlin hat sich beispielsweise der staatskonsum auf einem nahezu konstant hohen ni-
veau von 24,3 im Jahr 1980 und 23,4 Prozent im Jahr 2011 manifestiert. für das saarland 
lauten die Vergleichswerte 22,3 und 19,9 Prozent. Während Bayern bei den gewogenen 
durchschnittshebesätzen der gewerbesteuer und beim anteil sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigten eher durchschnitt ist, punktet Bayern vor allem durch vergleichsweise 
geringe sozialleistungen in Prozent des BiP und durch einen über Jahrzehnte konstant 
geringen anteil der sozialhilfebezieher (bzw. ab 2005 der erwerbsfähigen hilfebedürf-
tigen nach sgB ii) an der Bevölkerung. die sozialleistungen betrugen im Jahr 2011 14,8 
Prozent des BiP, im saarland waren es 19,7 Prozent und in Berlin 21,2 Prozent. in Bayern 
waren 2011 lediglich 2,5 Prozent der Bevölkerung als erwerbsfähige hilfebedürftige nach 
sgB ii einzustufen, im saarland hingegen 5,5 Prozent – immerhin noch ein Wert, der 1,4 
Prozentpunkte unter dem Bundesdurchschnitt liegt – und in Berlin stattliche 12,4 Prozent. 
dieser Vergleich verdeutlicht, wie sehr der von uns berechnete l-index der wirtschaftlichen 
freiheit durch die sozialstaatliche Bevormundung bestimmt wird.
Der K­Index der wirtschaftlichen Freiheit
der K-index der wirtschaftlichen freiheit beruht auf zehn statt acht indikatoren und konn-
te wegen nicht verfügbarer daten nur für den Zeitraum 1994 bis 2010 berechnet werden. 
doch liegt er auch für die neuen Bundesländer vor und ist so der umfassendere der beiden 
indizes. 
tabelle 3 gibt einen Überblick über die berechneten indexwerte. direkt ersichtlich ist, dass 
die gemessene wirtschaftliche freiheit in den neuen Bundesländern niedriger ist als in den 
alten ländern. im durchschnitt erreichten die alten länder im Jahr 2011 einen indexwert 
von 6,4, die neuen länder dagegen nur einen Wert von 5,4. die neuen länder haben je-
doch den rückstand von 1994 bis 2011 erheblich verringern können und allesamt Berlin 
bereits überflügelt – teilweise sogar deutlich; insbesondere haben Brandenburg und auch 
thüringen fast zu der unteren gruppe der alten länder aufgeschlossen, die durch Bremen, 
nordrhein-Westfalen, hamburg und das saarland verkörpert wird. auffällig ist weiter, dass 
der abstand zwischen dem durchschnitt der alten und der neuen länder mit nunmehr 1 
indexpunkt im Zeitverlauf immer kleiner geworden ist; zwischen dem spitzenreiter und dem 
schlusslicht unter den ländern, Bayern (7,1) und Berlin (5,0), ist der abstand hingegen mehr 
als doppelt so groß.
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Tabelle 3
K­Index wirtschaftlicher Freiheit in allen Bundesländern
1994 1998 2002 2006 2008 2010 2011
Baden-Württemberg 7,1 6,8 7,0 7,1 7,3 7,0 7,0
Bayern 7,2 6,9 7,0 7,1 7,1 7,2 7,1
Berlin 5,0 4,6 4,7 4,8 5,3 5,1 5,0
Brandenburg 4,6 5,2 5,3 5,2 5,7 5,7 5,7
Bremen 5,5 5,0 5,1 5,6 6,0 5,7 5,8
hamburg 5,6 5,8 6,2 6,1 6,1 6,2 6,1
hessen 6,5 6,2 6,6 6,4 6,7 6,5 6,5
Mecklenburg-Vorpommern 4,5 4,6 4,9 4,9 5,4 5,3 5,2
niedersachsen 6,5 6,1 6,2 6,6 6,8 6,6 6,6
nordrhein-Westfalen 6,3 5,9 6,2 6,0 6,4 6,2 6,0
rheinland-Pfalz 6,7 6,5 6,8 6,7 7,0 6,9 6,8
saarland 6,0 6,0 6,2 6,4 6,7 6,3 6,5
sachsen 4,6 4,5 4,6 4,6 5,2 5,2 5,3
sachsen-anhalt 4,2 4,3 4,5 4,7 5,2 5,1 5,1
schleswig-holstein 6,6 6,5 6,6 6,7 7,0 6,6 6,6
thüringen 4,4 4,5 5,2 5,2 5,8 5,3 5,4
Mittelwert 5,7 5,6 5,8 5,9 6,2 6,1 6,1
Mittelwert alte Länder 6,3 6,0 6,2 6,3 6,6 6,4 6,4
Mittelwert neue Länder 4,5 4,6 4,9 4,9 5,5 5,3 5,4
Bei den alten Bundesländern unterscheiden sich die Werte des K-index nur geringfügig 
von denen des l-index. im Jahr 2011 lag der unterschied höchstens bei 0,7 indexpunkten. 
insgesamt rücken die alten Bundesländer nach dem weiter gefassten K-index-freiheitsmaß 
etwas näher zusammen. in der rangliste der Bundesländer fällt im betrachteten Zeitraum 
von den alten ländern neben nordrhein-Westfalen vor allem Berlin zurück (tabelle 4).
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Tabelle 4
K­Rangziffern aller Bundesländer
1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
Baden-Württemberg 2 2 2 2 1 2 2 2
Bayern 1 1 1 1 2 1 1 1
Berlin 11 13 14 14 14 15 16 16
Brandenburg 12 10 10 11 12 11 11 11
Bremen 10 11 12 10 10 10 10 10
hamburg 9 9 8 8 9 8 8 8
hessen 6 5 4 6 7 6 6 6
Mecklenburg-Vorpommern 14 12 13 13 13 13 14 14
niedersachsen 5 6 6 5 5 5 4 4
nordrhein-Westfalen 7 8 9 9 8 9 9 9
rheinland-Pfalz 3 3 3 3 3 3 3 3
saarland 8 7 7 7 6 7 7 7
sachsen 13 14 15 16 16 14 13 13
sachsen-anhalt 16 16 16 15 15 16 15 15
schleswig-holstein 4 4 5 4 4 4 5 5
thüringen 15 15 11 12 11 12 12 12
die neuen Bundesländer ordnen sich in der rangliste am unteren ende ein; Berlin belegt – 
wie beim l-index – auch im Jahr 2011 den letzten Platz. rheinland-Pfalz festigt Platz 3 vor 
niedersachsen, schleswig-holstein und hessen. ein Vergleich der teilindikatoren, die in den 
K-index eingehen, verdeutlicht die gründe für die schlechte Platzierung der neuen länder 
(abbildung 6).
hinsichtlich der indikatoren zum umfang der staatstätigkeit schneiden die neuen länder 
im durchschnitt erheblich schlechter ab als die alten länder. angesichts der niedrigen Wirt-
schaftsleistung in den neuen ländern mischen sich regierungen und Parlamente vergleichs-
weise stärker in die Marktwirtschaft ein als in den alten Bundesländern. Bei den steuer-
indikatoren dagegen liegen die neuen länder deutlich besser als die alten. offensichtlich 
drückt die steuerlast im Westen vergleichsweise stärker als im osten deutschlands. Bei den 
indikatoren rund um die sozialversicherungspflicht und die sozialhilfe fällt der Vergleich 
alte und neue länder gemischt bzw. weniger prägnant aus.
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abbildung 6
die einstufung der neuen länder am unteren ende der rangliste verdeutlicht unmittelbar, 
dass offenbar ein positiver Zusammenhang zwischen dem wirtschaftlichen Wohlstand der 
Bundesländer und der gemessenen wirtschaftlichen freiheit besteht. diesem Zusammen-
hang gehen wir im nächsten Kapitel nach.
Vergleich alte und neue Bundesländer
K-Index der wirtschaftlichen Freiheit 2011
0,0 1,0 2,0 3,0 4,0 5,0 6,0 7,0 8,0 9,0 10,0
K-Index der wirtschaftlichen Freiheit
1a) Staatskonsum
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5.  Wirtschaftliche freiheit und 
Wohlstand
die rangliste der Bundesländer nach den von uns berechneten freiheitsindizes deutet da-
rauf hin, dass es einen engen positiven Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher freiheit 
und Wohlstand gibt. in diesem Kapitel nehmen wir diesen Zusammenhang näher unter 
die lupe. höhere einkommen und ein höherer lebensstandard in einem land gründen in 
größerer Produktivität und in der Produktion von gütern und dienstleistungen, welche die 
Menschen als wertvoll und begehrenswert schätzen.11 denn werden güter produziert, die 
niemand nachfragt, stagniert das einkommen in einem land. dieser Zusammenhang ist aus 
theoretischer sicht das wichtigste indiz dafür, dass wirtschaftliche freiheit den Wohlstand 
positiv beeinflusst: Je freier sich unternehmer darum bemühen können, die Wünsche der 
Verbraucher herauszufinden und zu bedienen, und je freier die Verbraucher darin sind, sich 
ihre Wünsche zu erfüllen und nicht durch regulierungen und Verbote davon abgehalten 
werden, desto eher werden ihre einkommen und ihr Wohlstand steigen.
höherer Wohlstand in einem land setzt Wirtschaftswachstum voraus, das sich im Kern 
aus mehreren faktoren speisen kann: eine bessere ausbildung und damit bessere fähig-
keiten der Bewohner (humankapital), mehr investitionen und Kapitalbildung, technischer 
fortschritt und eine bessere institutionelle organisation des Wirtschaftslebens. all diese 
faktoren werden durch die wirtschaftliche freiheit mehr oder weniger beeinflusst. anstren-
gungen um eine bessere ausbildung lohnen sich für die Menschen umso mehr, je sicherer 
sie sein können, dass sie die erträge ihrer investition behalten dürfen. hohe steuersätze auf 
die einkommen oder unsichere eigentumsrechte dämpfen deshalb den anreiz zur aneig-
nung von humankapital. gleiches gilt für die investitionen von unternehmern und privaten 
haushalten in sonstiges Kapital. forschungsanstrengungen lohnen nur dann, wenn die un-
ternehmer das erworbene Wissen auch in Produkte umsetzen dürfen. den entscheidenden 
einfluss auf das Wachstum aber dürfte die wirtschaftliche freiheit auf die institutionelle 
organisation des Wirtschaftslebens spielen. Wirtschaftliche freiheit erleichtert es den Men-
schen, miteinander zu kooperieren, neue unternehmungen zu initiieren und güter oder 
dienstleistungen auszutauschen. unsichere eigentumsrechte oder staatliche eingriffe in die 
wirtschaftliche handlungsfreiheit verringern dagegen die Möglichkeiten, zum gegenseitigen 
Vorteil miteinander zu tauschen und zu handeln, sei es am güter- oder am arbeitsmarkt. 
staatliche ausgaben für Konsum oder für investitionen schmälern, weil letztlich steuerfi-
nanziert, den spielraum für unternehmer und Konsumenten, ihre eigenen angebote an den 
Markt zu bringen oder gemäß der eigenen Vorlieben zu konsumieren. Zugleich verzerren 
staatliche ausgaben die Preisverhältnisse am Markt, weil teile der nachfrage und des an-
gebots nun von politischen entscheidungen und nicht mehr von den direkten Vorlieben der 
11 Vgl. gwartney et. al. (1996), s. 89.
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Bürger bestimmt werden. auch ist zu vermuten und es wird durch die erfahrung belegt, dass 
staatliche güterproduktion eine niedrigere Produktivität aufweist als eine privatwirtschaft-
liche Produktion, die dem Wettbewerbsdruck am Markt unterliegt. all dies weist darauf 
hin, dass wirtschaftliche freiheit zu einem höheren lebensstandard der Menschen beiträgt, 
gemessen an ihren Präferenzen.
diese theoretischen Überlegungen sollten sich in einem engen Zusammenhang  zwischen 
wirtschaftlicher freiheit, wenn diese zutreffend gemessen wird, und dem einkommensni-
veau je einwohner widerspiegeln. einige Warnungen sind aber geboten. so ist nicht zu er-
warten, dass eine Verbesserung der wirtschaftlichen freiheit von einem Jahr auf das andere 
sofort das einkommensniveau steigen lässt und zu höherem Wirtschaftswachstum führt. 
es braucht seine Zeit, bis veränderte institutionelle spielräume sich im wirtschaftlichen 
geschehen niederschlagen. Verbraucher und unternehmer müssen sicher sein, dass die grö-
ßere wirtschaftliche freiheit für längere Zeit gegeben ist, bevor sie ihr Verhalten umstellen 
und etwa mehr investieren. die entscheidung, mehr in das eigene humankapital zu inve-
stieren, wird zum Beispiel auch von den aussichten bestimmt, mit welcher steuerlast man 
in den vielen Jahren nach der ausbildung zu rechnen hat. entscheidend ist damit, welches 
Vertrauen die wirtschaftenden Menschen in die dauerhaftigkeit der wirtschaftlichen frei-
heit haben.
die zeitliche dimension des Zusammenhangs zwischen freiheit und Wohlstand führt dazu, 
dass ein Vergleich zwischen den freiheitsindizes und zum Beispiel dem einkommensniveau 
in einem einzigen Jahr wenig aussagekraft hat. ein solcher Vergleich ließe außer acht, 
ob die wirtschaftliche freiheit sich in den ländern in den vergangenen Jahren verbessert 
oder verschlechtert hat und wie Verbraucher und unternehmer die künftige entwicklung 
einschätzen. Vermuten darf man allerdings, dass in einem land, in dem über viele Jahre 
ein hohes Maß an wirtschaftlicher freiheit gegeben ist, das einkommensniveau höher ist 
als ein einem land, das im selben Zeitraum ein niedriges Maß an wirtschaftlicher freiheit 
aufweist.
Bevor wir den Zusammenhang zwischen unseren freiheitsindizes und dem Wohlstand in 
den Bundesländern auf statistische Korrelationen untersuchen, werfen wir einen Blick auf 
die simplen fakten. die grafiken in abbildung 7 verdeutlichen, dass zwischen der von uns 
gemessenen wirtschaftlichen freiheit in den ländern und einigen Wohlstandsindikatoren 
die erwarteten Zusammenhänge weitestgehend bestehen. die länder sind dabei nach dem 
ausmaß der gemessenen wirtschaftlichen freiheit jeweils in drei gleich große gruppen zu-
sammengefasst12; diesen gruppen werden das durchschnittliche einkommensniveau, das 
durchschnittliche Wirtschaftswachstum und die durchschnittliche arbeitslosenquote ge-
genübergestellt. für den K-index aller länder bezieht sich der Vergleich auf die Jahre 1998 
12 Beim l-index sind in der gruppe der freiesten länder drei länder zusammengefasst, in der mittleren und 
in der unteren gruppe je vier länder. Beim K-index sind es jeweils fünf, sechs und fünf länder.
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bis 2011,13 für den l-index der alten länder auf die Jahre 1970 bis 2011. der Vergleich 
zeigt, dass größere wirtschaftliche freiheit, gemessen anhand unserer indizes, hand in hand 
geht mit einer niedrigeren arbeitslosenquote, einem höheren Bruttoinlandsprodukt (BiP) je 
einwohner14 und in der regel einem höheren Wirtschaftswachstum. der Zusammenhang 
ist deutlich stärker, wenn mit dem K-index alle Bundesländer einbezogen werden. dies 
erklärt sich mit der in den neuen ländern erheblich niedrigeren Wirtschaftsleistung, aber 
auch mit der vergleichsweise geringen Variation der gemessenen wirtschaftlichen freiheit 
in den alten Bundesländern. allerdings kann im rahmen einer dynamischen Betrachtung 
nicht immer der rückschluss gezogen werden, dass höhere wirtschaftliche freiheit zugleich 
auch mit einem erheblich höheren Wirtschaftswachstum einhergeht. Bezogen auf den K-
indexwert liegen die durchschnittlichen Wachstumsraten bei allen drei ländergruppen ver-
gleichsweise dicht beisammen. im rahmen des l-index weisen hingegen die ländergruppen 
mit höherer wirtschaftlicher freiheit auch ein höheres Wirtschaftswachstum auf. Bei der 
interpretation dieser ergebnisse muss zum einen stets berücksichtigt werden, dass länder 
mit einem geringem l- oder K-indexwert einen gewissen nachholbedarf in ihrer wirtschaft-
lichen entwicklung aufweisen, der sich insbesondere in Phasen konjunktureller erholung 
in vergleichsweise starken Wachstumsraten und einem stärkeren rückgang der staatstä-
tigkeit äußern kann. dagegen können wirtschaftlich hoch entwickelte regionen selbst in 
Zeiten des wirtschaftlichen aufschwungs oft nur noch weniger dynamisch wachsen, da ihr 
ausgangsniveau bereits sehr hoch ist. in wirtschaftlich hoch entwickelten regionen mit 
guter infrastruktur, hohem Bildungsniveau und gut ausgebauten netzwerken wird es immer 
schwieriger, zusätzliche Wachstumspotenziale zu realisieren; zudem weisen diese attrak-
tiven regionen auch tendenziell steigende einwohnerzahlen auf, was dort den Wert des 
BiP je einwohner zusätzlich verringert. Bei strukturschwachen regionen hingegen können 
bereits geringe infrastrukturelle Verbesserungen für ein erhebliches Wachstum sorgen; trifft 
diese entwicklung zudem noch mit einer rückläufigen Bevölkerungszahl zusammen, äußert 
sich dies in einem hohen BiP je einwohner. ein hohes BiP je einwohner kann insoweit auch 
ein trügerischer Wert sein, der verschleiert, dass regionen sich großen herausforderungen 
gegenüber sehen, was ihre künftige entwicklung angeht. 
13 das Jahr 1994 wurde ausgeklammert, weil die wirtschaftliche entwicklung in den neuen ländern damals 
noch sehr stark durch die erholung nach dem wirtschaftlichen Zusammenbruch im gefolge der deut-
schen einheit bestimmt war.
14 Bei diesem Vergleich wurden die stadtstaaten Bremen und hamburg mitberücksichtigt, bei welchen 
aufgrund ihrer sehr starken Pendlerverflechtung mit dem umland die ermittlung des BiP je einwohner 
mit unsicherheiten behaftet ist. grundsätzlich weist diese Kennziffer methodische Mängel auf, weil nach 
dem inlands- bzw. inländerkonzept ermittelte daten aufeinander bezogen werden. 
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Zu beachten ist, dass dieser graphische Vergleich keine Kausalität anzeigt. Wir können da-
raus nicht den schluss ziehen, dass größere wirtschaftliche freiheit, so wie wir sie messen, 
immer auch zu besseren wirtschaftlichen ergebnissen führt. Möglicherweise ist die Kausali-
tät auch umgekehrt, dass nämlich ein schlechtes wirtschaftliches ergebnis unsere freiheits-
maße entsprechend beeinflusst. 
im folgenden untersuchen wir die Beziehungen zwischen gemessener wirtschaftlicher frei-
heit und verschiedenen Wohlstandsmaßen auf ihre statistische Korrelation. abbildung 8 
illustriert die Korrelation zwischen dem l-index und dem Bruttoinlandsprodukt je einwoh-
ner der alten Bundesländer im Jahr 2011.15 die moderat ansteigende regressionsgerade 
zeigt, dass mit einem Wert von 0,33 für den Korrelationskoeffizienten ein relativ schwacher 
Zusammenhang besteht. dies spiegelt sich auch im graphischen Vergleich wider. Wie oben 
erläutert, ist der einfache Vergleich anhand eines Jahres jedoch kein hinreichendes indiz, 
um den theoretisch vermuteten Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher freiheit und 
wirtschaftlichem Wohlstand pauschal abzulehnen.
Abbildung 8: 
Korrelation L­Index 2011 und BIP je Einwohner 2011
15 Bei diesem Korrelationstest sind hamburg und Bremen ebenfalls trotz der in fußnote 14 erläuterten 



















BIP je Einwohner 2011 und L-Index 2011
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Mit Blick auf das Wirtschaftswachstum betrachten wir nunmehr den Zusammenhang zwi-
schen dem durchschnittlichen Wachstum des nominalen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf im 
Betrachtungszeitraum 1970 bis 2011 und den l-indexwerten im Jahr 2011 (abbildung 9). 
hier zeigt sich aber ebenfalls eine positive Korrelation; der Korrelationskoeffizient liegt bei 
0,31. Zu vermuten ist auch, dass Verbesserungen der wirtschaftlichen freiheit über einen 
langen Zeitraum das Pro-Kopf-Wachstum stärken sollten. dabei ergibt sich ein enger Zu-
sammenhang zwischen der Veränderungsrate des l-index wirtschaftlicher freiheit und dem 
Wachstum des nominalen BiP je einwohner; der Korrelationskoeffizient liegt bei knapp 0,74 
(abbildung 10); 55 % der Varianz der Veränderung des BiP pro einwohner werden durch die 
Veränderungsrate des l-index erklärt.
Abbildung 9: 
Korrelation L­Index 2011 und durchschnittliches Wachstum des BIP pro Einwohner 





























Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des BIP 
je Einwohner 1970 - 2011 und L-Index 2011
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Abbildung 10: 
Korrelation der Veränderungsrate des L­Index 1970 ­ 2011 und des BIP je Einwohner 
1970 – 2011
Abbildung 11: 




























Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des BIP 
je Einwohner und Veränderungsrate des L-Index 






















Arbeitslosenquote und L-Index 2011 
Werte Regressionsgerade
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eine sehr hohe negative Korrelation ergibt sich zwischen gemessener wirtschaftlicher frei-
heit und der arbeitslosenquote im Jahr 2011 (abbildung 11), wobei der Korrelationskoeffizi-
ent einen sehr hohen negativen Wert von -0,93 aufweist und das Modell 86 % der Variation 
der arbeitslosenquote durch den l-index erklärt. 
der graphische Vergleich legte den schluss nahe, dass der vermutete Zusammenhang zwi-
schen gemessener wirtschaftlicher freiheit und Wohlstand deutlich ausgeprägter ist, wenn 
mit dem K-index alle Bundesländer und zehn statt acht einzelindikatoren berücksichtigt 
werden. der wichtigste unterschied zum l-index besteht darin, dass  mit den neuen län-
dern eine gruppe von ländern hinzukommt, deren Pro-Kopf-einkommen immer noch erheb-
lich niedriger und deren arbeitslosenquote erheblich höher als in den westlichen ländern 
ist – und in denen der staat eine deutlich größere wirtschaftliche rolle spielt. schon bei 
der ein-Jahresbetrachtung zeigt sich für die gesamtheit der länder ein stärkerer positiver 
Zusammenhang zwischen den K-indexwerten und dem Bruttoinlandsprodukt je Kopf (ab-
bildung 12). der Korrelationskoeffizient beträgt 0,44; das Modell erklärt bereits 19 % der 
Variation.
Abbildung 12: 
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Abbildung 13: 
Korrelation K­Index 2011 und Wachstum des BIP pro Einwohner 1994 ­ 2011
Abbildung 14: 
Korrelation K­Index Veränderungsrate 1994 ­ 2011 und Wachstum des BIP pro Einwoh­
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Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des BIP 
je Einwohner und Veränderungsrate des K-Index 
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Bezüglich der jahresdurchschnittlichen Wachstumsraten des nominalen Bruttoinlandspro-
dukts je einwohner zwischen 1994 und 2011 und dem Wert des K-index im Jahr 2011 ergibt 
sich indes ein negativer Zusammenhang (abbildung 13); der Korrelationskoeffizient liegt bei 
–0,51. der grund hierfür liegt in dem sehr starken aufholprozess in den neuen ländern nach 
der Wende bis Mitte der 1990er Jahre – ein einmaliger effekt, der über vier bis fünf Jahre 
auch mit sehr hohen Wachstumsraten des nominalen BiP je einwohner  einherging – ohne 
dass dies zugleich mit hoher wirtschaftlicher freiheit verknüpft war, wie sie hier gemes-
sen wird. dagegen sind die Veränderungsraten der gemessenen wirtschaftlichen freiheit 
und dem jahresdurchschnittlichen Wirtschaftswachstum, gemessen mittels des nominalen 
BiP pro Kopf, bei einem Korrelationskoeffizienten von 0,89 wiederum sehr stark positiv 
korreliert, wobei das  Modell über 79 % der Varianz erklärt (abbildung 14). auch bei den 
arbeitslosenquoten zeigt sich die erwartete stark negative Korrelation mit einem Korrelati-
onskoeffizienten von –0,95 (abbildung 15).
Abbildung 15: 
Korrelation K­Index 2011 und Arbeitslosenquote 2011 
die Korrelationsanalyse bestätigt insgesamt, dass zwischen den von uns ermittelten indizes 
der wirtschaftlichen freiheit und den verschiedenen Wohlstandsmaßen zumeist ein recht 
starker Zusammenhang besteht. Über Kausalitäten hingegen können freilich auch diese 
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6.  Wirtschaftliche freiheit und 
WirtschaftsKrise
die Wirtschaftskrise 2008/2009 war in deutschland vor allem als nachfrageschockspürbar, 
der durch eine finanzmarktkrise ausgelöst wurde. es gab keine fundamentalen Verwer-
fungen auf der angebotsseite – etwa in form stark steigender Ölpreise – oder schlagartig 
veränderte Wettbewerbsfähigkeiten. die meisten Krisen der vorangehenden Jahrzehnte seit 
Bestehen der Bundesrepublik waren häufig eher angebotsinduziert und hatten ihre ursache 
zum Beispiel in zurück gestautem strukturwandel, etwa in form fehlender Mobilität von 
arbeit und Kapital.
die nachfragekrise kann zum einen durch einen einbruch der inlandsnachfrage, d.h. durch 
einen einbruch von Konsumnachfrage, investitionsnachfrage oder aber der nachfrage des 
staates, ausgelöst werden; die nachfragekrise kann aber zum anderen auch durch einen 
einbruch der nachfrage des auslands nach heimischen gütern hervorgerufen werden. 
nachfragekrisen haben in der regel einen unmittelbaren einfluss auf die gesamtwirtschaft 
und zeigen sich sehr schnell durch einen deutlichen einbruch der auftragseingänge im 
verarbeitenden gewerbe. dies führt daraufhin zu einem einbruch von Produktion und an-
schließend zu einem einbruch der umsätze der unternehmen. die unternehmen müssen mit 
anpassungen und rationalisierungsmaßnahmen auf diesen nachfrageeinbruch reagieren 
und reduzieren ihre arbeitsnachfrage. tun sie dies in form von Kurzarbeit oder aber der 
freisetzung von arbeitskräften, so führt dies in der nächsten runde zu Beschäftigungs- und 
einkommensverlusten bei den haushalten, die daraufhin ihren Konsum einschränken wer-
den. 
die transmission des gesamtwirtschaftlichen nachfrageeinbruchs zeigt sich auf unter-
schiedliche Weise in den einzelnen Bundesländern. für die art und Weise der auswirkungen 
dieses makroökonomischen schocks auf der Bundesländerebene ist die Branchenstruktur 
bzw. exportstruktur der länder maßgeblich. Von einem schock der inlandsnachfrage wer-
den die von der industrie geprägten länder in gleicher Weise wie die von dienstleistungen 
geprägten länder betroffen sein. ein einbruch der auslandsnachfrage, wie es in den Jahren 
2008 und 2009 der fall war, trifft dagegen vor allem diejenigen länder, die durch industrie-
standorte geprägt sind, wesentlich stärker als dienstleistungsländer, da die industrieunter-
nehmen in der regel stärker internationalisiert und damit von der nachfrage des auslands 
deutlich abhängiger sind als dienstleistungsunternehmen. ein einbruch des Konsums auf-
grund sinkender einkommen der haushalte wird wirtschaftsschwache länder stärker treffen 
als wirtschaftsstarke länder.
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Aufbau des Krisenindex
die angestellten Überlegungen zur identifikation der Krisenart werden in der Konstruktion 
des Krisenindex operationalisiert, indem folgende indikatoren zur Beschreibung des schocks 
der auslandsnachfrage verwendet werden: 
1) Veränderung des Auftragseingangs im verarbeitenden Gewerbe
der wichtigste (früh-)indikator zur Messung einer nachfrageinduzierten Wirtschafts-
krise ist der auftragseingang der unternehmen. der auftragseingang wird gegenwär-
tig von den statistischen landesämtern als indexwert bezogen auf das Basisjahr 2005 
ausgewiesen. Vorliegend wurde als indikator zur Messung der Wirtschaftskrise die 
Veränderung des auftragseingangsindex gegenüber dem Vorjahr gewählt. 
2) Veränderung des Anteils des Auslandsumsatzes am Umsatz im 
verarbeitenden Gewerbe (Veränderung der Exportquote)
Betrachtet wird die Veränderung des anteils des auslandsumsatzes am Jahresgesam-
tumsatz  von unternehmen des verarbeitenden gewerbes mit 20 und mehr tätigen 
Personen gegenüber dem Vorjahr.
3) Veränderung der Bruttowertschöpfung
die Veränderung der Bruttowertschöpfung reflektiert die Veränderung der Produktion. 
Vorliegend wurde die Veränderung der Bruttowertschöpfung ohne öffentliche und 
private dienstleister, also ohne die Bereiche öffentliche Verwaltung, Verteidigung, so-
zialversicherung, erziehung und unterricht, gesundheits-, Veterinär- und sozialwesen 
betrachtet, da sich bei den ausgenommenen Bereichen die nachfragekrise erst mit 
einer erheblichen zeitlichen Verzögerung oder kaum spürbar auswirkt.
4) Entwicklung der Unternehmensinsolvenzen
Betrachtet wird die Veränderung der unternehmensinsolvenzverfahren (Jahreswert) 
in den ländern gegenüber dem Vorjahr.
5) Veränderung der geleisteten Arbeitsstunden
die Krise äußert sich sehr deutlich in den von den erwerbstätigen geleisteten arbeits-
stunden: Verkürzungen der täglichen arbeitszeit oder freischichten sind Maßnahmen, 
mit denen unternehmen vorübergehend auf eine unterauslastung ihrer Produktions-
kapazitäten reagieren können. Betrachtet wird auch hier die Veränderung der ge-
leisteten arbeitsstunden der erwerbstätigen in den Bundesländern gegenüber dem 
Vorjahr.
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die entwicklung wichtiger arbeitsmarktdaten wie die anzahl der gemeldeten offenen stel-
len oder die anträge auf Kurzarbeit werden aus dem grunde nicht berücksichtigt, weil 
diese indikatoren bereits anpassungsmaßnahmen der unternehmen auf die nachfragekrise 
beschreiben, die meist mit einer erheblichen Zeitverzögerung zu beobachten sind. dies gilt 
allerdings nicht für die unternehmensinsolvenzen, da diese sich bereits bei ersten liquidi-
tätsengpässen infolge ausbleibender aufträge ereignen können, sofern die unternehmen 
laufenden Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen können und ein gläubiger beim zu-
ständigen amtsgericht einen antrag auf eröffnung des insolvenzverfahrens stellt. 
alle fünf Krisenindikatoren gehen mit gleichem gewicht in den Krisenindex ein. der Kri-
senindex ist auf einen Mittelwert von fünf kalibriert. das bedeutet, dass Bundesländer, die 
von der Wirtschaftskrise besonders stark betroffen wurden, Werte von deutlich über fünf 
aufweisen und länder, die von der Wirtschaftskrise weniger  stark betroffen wurden, Werte 
von unter fünf vorweisen. die ergebnisse des Krisenindex für die Jahre 2008 bis 2011 gibt 
nachfolgende tabelle wieder:
Tabelle 5
Krisenindex in allen Bundesländern von 2008 bis 2011
2008 2009 2010 2011
Baden-Württemberg 5,86 7,02 3,77 4,30
Bayern 5,01 4,62 4,27 4,93
Berlin 3,62 2,43 6,54 5,65
Brandenburg 3,79 3,27 5,26 4,06
Bremen 4,19 5,98 3,91 5,58
hamburg 5,08 5,44 4,65 5,01
hessen 5,44 4,49 5,70 5,00
Mecklenburg-Vorpommern 4,94 3,69 6,76 5,20
niedersachsen 4,60 5,19 4,51 4,50
nordrhein-Westfalen 5,43 5,54 5,69 5,29
rheinland-Pfalz 4,74 5,36 4,77 4,80
saarland 4,77 7,17 3,62 4,79
sachsen 6,21 4,60 4,75 4,92
sachsen-anhalt 4,50 5,83 4,44 6,66
schleswig-holstein 5,58 3,91 6,70 4,88
thüringen 6,24 5,46 4,66 4,43
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analysiert man die Befunde etwas genauer, gelangt man zu dem ergebnis, dass vor allem 
die Bundesländer mit einem hohen Besatz von internationalisierten großunternehmen in 
der industrie sehr stark von der Wirtschaftskrise getroffen wurden. die Krise äußerte sich 
dort in einem gravierenden einbruch des auslandsumsatzes, des auftragseingangs und der 
Bruttowertschöpfung. Vor allem im Jahr 2009, wo die Krise ihren höhepunkt erreichte, 
stellt man fest, dass das saarland und Baden-Württemberg besonders stark von der Krise 
getroffen wurden.
aber auch nordrhein-Westfalen, rheinland-Pfalz, niedersachsen, Bremen, hamburg sowie 
in den neuen Bundesländern thüringen und sachsen-anhalt wurden vergleichsweise stark 
von der Wirtschaftskrise getroffen. andere Bundesländer mit einem starken industriebe-
satz wie Bayern und hessen wurden im Vergleich zu den genannten Bundesländern weni-
ger stark von der Wirtschaftskrise getroffen. im Jahr 2010 haben fast alle der von der Krise 
besonders stark betroffenen Bundesländer die Wirtschaftskrise überwunden. stattdessen 
kam die Krise nunmehr in Mecklenburg-Vorpommern, schleswig holstein, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin stärker an; auch in nordrhein-Westfalen und hessen erkennt man 
im Jahr 2010 immer noch eine relativ starke Krisenbetroffenheit. im Jahr 2011 haben die 
klassischen industrieregionen die Wirtschaftskrise vollständig überwunden; einzig sach-
sen-anhalt weist einen höheren Wert für den Krisenindex auf. die nachfolgende abbildung 
veranschaulicht nochmals die Krisenbetroffenheit der einzelnen Bundesländer für die Jah-
re 2008 bis 2011. 
abbildung 16
Krisenindex 2008 bis 2011
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Zusammenhang von Krisenindex und Freiheitsindex
es stellt sich nunmehr die frage, welchen effekt die Wirtschaftskrise auf den K-index und 
den l-index der wirtschaftlichen freiheit hat. Wurden wirtschaftlich freie länder besonders 
stark von der Krise betroffen? eine erste Vermutung könnte dies nahe legen. die Korrelation 
zwischen wirtschaftlicher freiheit und Krisenbetroffenheit konnte bestätigt werden, wenn-
gleich dieser Zusammenhang weniger stark ausgeprägt ist, als man auf den ersten Blick 
vermuten könnte. 
der grund hierfür liegt darin, dass sich wirtschaftliche freiheit nicht primär durch Wirt-
schaftskraft oder wirtschaftliche leistungsfähigkeit definiert, sondern durch möglichst ge-
ringe staatsaktivität, eine geringe abgabenlast und ein geringes Maß an sozialer umver-
teilung bzw. an sozialausgaben gekennzeichnet ist. diese Komponenten des freiheitsindex 
reagieren jedoch definitionsgemäß etwas träger auf sich verändernde wirtschaftliche Para-
meter: die staatsaktivität ist in der kurzen frist (unterjährig) kaum an konjunkturelle Ver-
änderungen anzupassen, da die Budgets in haushaltsplänen festgeschrieben sind. gleiches 
gilt für abgabenbelastung, da auch steuergesetze in der regel nicht kurzfristig an sich 
ändernde rahmenbedingungen angepasst werden. die auf sozialgesetzen basierenden so-
zialausgaben werden ebenfalls nicht binnen eines Jahres an sich ändernde Konjunkturdaten 
angepasst.
darüber hinaus enthalten die freiheitsindizes mit den indikatoren zur sozialhilfe Parame-
ter, die nur mit einer Zeitverzögerung einen nachfrageschock reflektieren. der Krisenindex 
enthält aber derartige indikatoren ebenso wenig wie arbeitsmarktindikatoren, da es sich 
hierbei um zeitlich „nachlaufende“ indikatoren einer nachfragekrise handelt.
Bei der untersuchung der Veränderung des K-index von 2008 bis 2011, wo in einigen län-
dern gravierende Verluste an wirtschaftlicher freiheit zu verzeichnen waren, konnte ein 
negativer Zusammenhang zwischen der Veränderung der wirtschaftlichen freiheit und der 
Veränderung des Krisenindex festgestellt werden: der Wert des Krisenindex steigt, wohin-
gegen die Werte der freiheitsindizes sinken. die ermittelten Werte für diesen negativen 
Zusammenhang für die Jahre 2009 bis 2011 liefert die nachfolgende tabelle 6:
Tabelle 6
Korrelation der Veränderung von Krisenindex und K­Index
2009 2010 2011
Kor(Veränderung Krisenindex, Veränderung 
K-index)
-0,39 -0,22 -0,13
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allerdings ist auch hier der Zusammenhang zwischen der Veränderung des Krisenindex und 
der Veränderung des K-index mit Korrelationskoeffizienten von -0,39 (Kor(Veränderung Kri-
senindex, Veränderung K-index)) im Jahr 2009 weniger stark ausgeprägt. für die Jahre 2010 
und 2011 lauten die entsprechenden Werte für den Zusammenhang zwischen der Verände-
rung des Krisenindex und der Veränderung des K-index -0,22 und -0,13 (Kor(Veränderung 
Krisenindex, Veränderung K-index)). die nachfolgenden abbildungen veranschaulichen die 
stärke der Veränderungen von Krisenindex und den Veränderungen von K-index für die Jah-
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anhang 1: Methodische erläuterung
Bei der ermittlung der Minimal- und Maximalwerte für die einzelnen Variablen zeigten sich 
einige ausreißer, die erheblich von den üblichen Werten abwichen. Wir haben deshalb die 
Minimal- und Maximalwerte mit Boxplots analysiert, um die extremwerte zu eliminieren. 
dies führte zu einigen Korrekturen der Maximalwerte bei der Variablen 1b. tabelle 7 zeigt 
die gerundeten Werte, die den Berechnungen der indizes zugrunde liegen.
Tabelle 7
L­Index K­Index
Variable Vmin Vmax Vmin Vmax
1a 11,37 25,89 11,37 34,34
1b 4,22 24,42 4,22 24,35
1c 7,18 25,76 7,18 22,13
1d 10,13 25,90 10,42 36,18
1e 1,05 10,13
2a 200 470 293 470
2b 3,99 16,16 2,46 12,83
3a 62,42 85,76 62,42 86,48
3b 0,68 13,40 1,21 13,40
3c 601,28 960
Wirtschaftliche freiheit in den deutschen Bundesländern | 49
anhang 2: ländertaBellen
in diesem anhang präsentieren wir die detaillierten daten, die wir bei der Berechnung der 
freiheitsindizes berücksichtigt haben. für jedes Bundesland sind für alle untersuchten Jahre 
der l- und der K-index und die entsprechende Platzierung in der rangliste der Bundesländer 
angegeben. Zudem zeigen wir die ermittelten Werte der zehn teil-indikatoren, die in den 
gesamtindex eingehen. Wie für die indexwerte gilt, dass 10 den höchstmöglichen und null 
den niedrigstmöglichen Wert darstellt. Je höher der Wert, desto größer ist die gemessene 
wirtschaftliche freiheit. am schluss jeder seite zeigen wir für jedes land die Variablen-
werte, auf denen unsere einstufung beruht.
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1a) staatskonsum 8,3 5,5 5,4 5,8 6,7 6,5 6,6 6,5 6,9 6,9 5,4 6,0 6,0
1b) öffentl. investitionen 7,4 6,1 7,0 8,1 8,8 9,0 8,6 9,4 9,7 10,0 9,5 9,1 9,1
1c) öffentl. Beschäftigte 7,9 6,6 6,5 6,3 6,8 6,7 8,2 8,7 8,9 9,1 9,0 9,0 8,2
1d) sozialleistungen 10,0 7,0 7,6 7,9 8,6 6,9 6,8 6,6 6,9 7,4 5,7 6,4 7,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,1 4,9 5,3 5,0 4,8 4,4 4,1 4,3 4,2 4,2 4,1 4,2 4,0
2b) steueraufkommen 5,4 3,9 2,9 3,0 4,2 5,0 4,1 4,6 4,7 5,0 5,9 6,2 5,8
3a) sozialversicherungspflicht 3,7 3,5 3,1 4,1 4,2 5,1 6,6 6,8 7,6 7,4 7,4 7,2 7,0
3b) sozialhilfebezieher 10,0 9,5 9,8 9,5 9,0 8,9 8,7 8,9 7,8 8,1 8,1 8,0 8,2



















1a) staatskonsum 7,8 7,8 7,8 8,5 8,0 7,1 7,5 7,5
1b) öffentl. investitionen 9,0 8,6 9,4 9,7 10,0 9,5 9,1 9,1
1c) öffentl. Beschäftigte 5,8 7,6 8,2 8,4 8,7 8,6 8,6 7,6
1d) sozialleistungen 8,2 8,2 8,1 8,3 8,5 7,5 7,9 8,3
1e) finanzhilfen 9,7 8,3 8,5 9,0 8,8 8,2 8,5 8,7
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,7 6,2 6,5 6,3 6,5 6,2 6,3 6,1
2b) steueraufkommen 2,6 1,6 2,2 2,8 2,6 3,7 4,1 3,6
3a) sozialversicherungspflicht 5,2 6,7 6,9 7,7 7,5 7,5 7,3 7,1
3b) sozialhilfebezieher 9,3 9,1 9,3 8,2 8,5 8,4 8,3 5,5
3c) sozialhilfeniveau 6,5 3,7 3,0 2,8 3,6 2,7 2,7 3,9
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 13,8 17,9 18,0 17,5 16,1 16,4 16,3 16,4 15,8 15,9 18,0 17,2 17,2
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 9,4 12,1 10,3 8,0 6,7 6,2 7,1 5,5 4,8 4,3 5,3 6,1 6,1
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 11,1 13,5 13,7 14,1 13,1 13,3 10,5 9,6 9,2 8,9 9,0 9,0 10,4
1d) sozialleistungen in % des BiP 10,1 14,9 13,9 13,4 12,3 15,0 15,1 15,4 15,0 14,2 16,9 15,8 14,9
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,3 2,6 2,4 2,1 2,1 2,7 2,4 2,2
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 305,0 339,0 326,0 334,0 341,0 352,0 360,0 355,0 357,9 355,3 360,4 357,8 362,5
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 9,5 11,4 12,6 12,5 11,0 10,1 11,2 10,6 10,5 10,1 9,0 8,6 9,1
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 77,0 77,5 78,5 76,3 76,0 73,9 70,3 70,0 68,0 68,5 68,4 68,9 69,5
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 0,7 1,3 0,9 1,4 1,9 2,0 2,3 2,1 3,4 3,0 3,1 3,2 3,0
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1a) staatskonsum 7,3 4,6 5,2 5,7 6,6 6,6 6,6 6,5 7,0 6,8 6,1 6,4 6,4
1b) öffentl. investitionen 7,1 4,2 6,2 7,0 8,0 8,3 8,6 8,7 9,7 7,9 4,8 9,0 9,1
1c) öffentl. Beschäftigte 7,6 6,3 6,3 6,2 6,8 6,7 7,8 8,3 8,8 9,2 9,2 9,1 8,2
1d) sozialleistungen 8,6 5,4 6,5 7,1 7,9 6,7 6,5 6,4 6,6 7,2 6,1 6,5 7,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,1 4,1 7,9 4,0 3,9 3,8 3,4 3,7 3,7 3,8 3,9 3,8 3,7
2b) steueraufkommen 6,4 5,4 4,6 4,4 5,5 5,0 4,4 5,0 5,0 5,0 5,7 6,0 5,5
3a) sozialversicherungspflicht 6,3 6,2 5,2 6,1 6,3 6,5 7,6 7,1 7,9 7,5 7,7 7,6 7,3
3b) sozialhilfebezieher 9,9 9,6 9,9 9,7 9,4 9,4 9,0 9,1 8,0 8,3 8,3 8,3 8,5



















1a) staatskonsum 7,8 7,8 7,8 8,1 8,0 7,5 7,7 7,7
1b) öffentl. investitionen 8,3 8,6 8,7 9,7 7,9 4,8 9,0 9,1
1c) öffentl. Beschäftigte 5,8 7,0 7,7 8,3 8,8 8,8 8,7 7,6
1d) sozialleistungen 8,1 7,9 7,9 8,0 8,4 7,7 8,0 8,3
1e) finanzhilfen 9,4 7,9 8,7 9,1 9,0 8,8 8,7 8,8
2a) gewerbesteuerhebesatz 5,8 5,1 5,6 5,6 5,8 6,0 5,7 5,7
2b) steueraufkommen 2,7 2,0 2,7 2,7 2,7 3,5 3,9 3,3
3a) sozialversicherungspflicht 6,6 7,7 7,2 7,9 7,6 7,8 7,6 7,3
3b) sozialhilfebezieher 9,8 9,4 9,5 8,3 8,7 8,7 8,7 8,9
3c) sozialhilfeniveau 7,7 5,0 4,4 3,5 4,5 3,6 3,6 4,7
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 15,2 19,1 18,3 17,6 16,3 16,4 16,3 16,4 15,7 16,0 17,1 16,7 16,7
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 10,0 15,9 11,9 10,2 8,4 7,6 7,0 6,8 4,8 8,4 14,8 6,2 6,0
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 11,7 14,0 14,0 14,3 13,2 13,2 11,3 10,4 9,5 8,6 8,7 8,8 10,5
1d) sozialleistungen in % des BiP 12,3 17,3 15,7 14,8 13,5 15,3 15,7 15,8 15,4 14,6 16,3 15,7 14,8
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,6 2,9 2,2 1,9 2,0 2,1 2,2 2,1
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 306,0 359,0 256,0 362,0 364,0 368,0 379,0 370,0 370,1 367,4 364,0 368,4 369,8
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 8,4 9,6 10,6 10,8 9,5 10,1 10,7 10,0 10,0 10,1 9,2 8,8 9,4
 3a) sozialversicherungspflichtig Be-   
       schäftigte in % der erwerbstätigen
71,0 71,3 73,6 71,5 71,0 70,6 68,1 69,1 67,4 68,2 67,8 68,1 68,8
 3b) sozialhilfebezieher
       in % der Bevölkerung
0,8 1,2 0,7 1,1 1,4 1,5 2,0 1,8 3,3 2,8 2,8 2,8 2,5
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1a) staatskonsum 5,2 0,8 1,1 2,0 2,9 1,6 0,7 0,2 1,1 1,7 1,7 1,7 1,7
1b) öffentl. investitionen 1,1 0,0 0,0 0,0 0,0 2,6 4,5 4,3 6,0 7,3 6,2 5,6 6,6
1c) öffentl. Beschäftigte 3,5 1,1 0,6 0,0 1,3 2,0 4,9 7,2 8,2 8,6 8,7 8,8 5,9
1d) sozialleistungen 3,4 0,0 1,6 4,2 5,4 5,1 3,0 1,7 1,6 3,2 2,4 2,6 3,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 7,4 6,3 10,0 10,0 10,0 6,3 3,0 2,2 2,2 2,2 2,2 2,2 2,2
2b) steueraufkommen 9,7 9,0 9,0 8,4 10,0 4,9 5,4 6,3 6,1 7,1 7,7 7,4 7,3
3a) sozialversicherungspflicht 3,2 1,0 2,0 3,2 4,2 4,1 6,0 6,6 8,9 8,4 8,3 8,2 8,0
3b) sozialhilfebezieher 8,1 7,4 8,3 7,6 6,9 8,1 4,0 4,7 0,1 0,3 0,5 0,5 0,8



















1a) staatskonsum 4,7 4,1 3,8 4,4 4,8 4,8 4,8 4,8
1b) öffentl. investitionen 2,5 4,5 4,3 5,9 7,3 6,2 5,6 6,6
1c) öffentl. Beschäftigte 0,0 3,6 6,4 7,5 8,0 8,2 8,3 4,8
1d) sozialleistungen 7,1 5,8 5,0 5,0 5,9 5,4 5,6 5,8
1e) finanzhilfen 4,1 4,9 5,5 6,7 6,9 6,9 7,1 7,2
2a) gewerbesteuerhebesatz 9,6 4,5 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4
2b) steueraufkommen 2,5 3,2 4,2 3,9 5,2 5,8 5,5 5,4
3a) sozialversicherungspflicht 4,2 6,2 6,7 8,9 8,5 8,3 8,3 8,0
3b) sozialhilfebezieher 8,5 4,2 4,9 0,1 0,3 0,5 0,5 0,8
3c) sozialhilfeniveau 7,0 5,0 3,0 2,1 2,6 2,0 2,1 3,0
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 18,3 24,7 24,3 23,0 21,8 23,5 24,9 25,6 24,3 23,4 23,4 23,4 23,4
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 22,1 29,0 32,5 30,2 24,4 19,3 15,3 15,8 12,4 9,7 11,9 13,2 11,2
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 19,2 23,7 24,7 25,8 23,3 22,1 16,6 12,3 10,6 9,9 9,6 9,4 14,8
1d) sozialleistungen in % des BiP 20,5 25,9 23,4 19,3 17,4 17,9 21,2 23,3 23,3 20,9 22,2 21,7 21,2
1e) finanzhilfen der länder in % des 
BiP 6,4 5,7 5,2 4,0 3,8 3,9 3,7 3,6
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 270,0 300,0 200,0 200,0 200,0 300,0 390,0 410,0 410,0 410,0 410,0 410,0 410,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 4,3 5,2 5,2 5,9 4,0 10,2 9,5 8,5 8,8 7,5 6,8 7,1 7,3
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 78,2 83,4 81,2 78,3 75,9 76,3 71,7 70,5 65,1 66,1 66,4 66,6 67,2
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 3,1 4,0 2,9 3,7 4,6 3,1 8,3 7,4 13,2 13,0 12,8 12,8 12,4
3c) sozialhilfeniveau in euro 709,2 781,8 852,0 885,6 867,9 888,1 882,9 853,1
Berlin
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1a) staatskonsum 1,0 2,1 2,5 3,2 3,4 2,6 3,0 3,0
1b) öffentl. investitionen 4,2 5,2 3,1 4,0 5,1 3,8 4,6 5,2
1c) öffentl. Beschäftigte 2,6 4,8 5,4 6,4 7,0 7,1 7,2 6,2
1d) sozialleistungen 2,4 1,8 1,2 2,6 3,7 2,7 3,2 3,5
1e) finanzhilfen 0,8 7,9 4,1 5,1 5,6 5,3 5,3 6,1
2a) gewerbesteuerhebesatz 8,5 10,0 8,3 8,3 8,5 8,4 9,1 8,2
2b) steueraufkommen 7,0 7,4 8,2 7,7 8,6 8,7 8,7 8,1
3a) sozialversicherungspflicht 0,2 3,3 5,4 7,1 6,7 7,0 6,7 6,3
3b) sozialhilfebezieher 9,7 9,2 8,7 2,1 2,9 3,4 3,7 4,2
3c) sozialhilfeniveau 10,0 7,3 6,0 5,3 5,9 5,2 5,4 6,3
Variablenwerte 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 32,1 29,5 28,6 24,3 26,6 28,3 27,5 27,5
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 16,0 13,9 18,1 12,4 14,1 16,6 15,1 14,0
1c) Beschäftigte im öffentl. dienst
      in % der erwerbstätigen 18,1 14,8 13,9 10,6 11,4 11,3 11,2 12,6
1d) sozialleistungen in % des BiP 29,9 31,5 33,0 23,3 26,6 29,3 27,9 27,1
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 9,4 9,1 6,4 4,0 5,0 5,3 5,4 4,6
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 320,0 293,0 323,0 410,0 319,0 320,7 308,5 324,2
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 5,6 5,2 4,3 8,8 3,9 3,8 3,8 4,4
3a) sozialversicherungspflichtige Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 86,1 78,4 73,5 65,1 70,3 69,6 70,3 71,3
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,6 2,2 2,8 13,2 9,9 9,3 8,9 8,3
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1a) staatskonsum 8,2 5,0 5,0 4,6 5,8 6,0 5,6 6,4 8,3 8,0 6,6 7,1 7,1
1b) öffentl. investitionen 2,4 0,0 0,0 3,7 2,8 4,5 3,2 1,7 3,2 5,4 4,2 4,3 4,8
1c) öffentl. Beschäftigte 5,7 4,6 3,8 3,5 4,6 4,9 7,8 7,5 9,5 9,9 10,0 9,9 8,6
1d) sozialleistungen 9,3 7,0 6,8 5,9 6,2 5,5 5,2 5,7 6,2 7,0 5,3 6,0 6,4
2a) gewerbesteuerhebesatz 8,5 6,3 3,1 1,9 2,0 2,0 2,0 2,0 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3
2b) steueraufkommen 5,4 3,7 3,5 3,8 5,2 3,9 5,6 5,9 6,7 6,6 6,7 7,2 7,1
3a) sozialversicherungspflicht 0,0 0,7 6,4 7,3 7,0 7,5 5,3 5,8 7,4 6,6 6,7 6,5 6,3
3b) sozialhilfebezieher 9,0 7,5 8,0 6,6 5,9 5,9 2,6 3,5 1,9 2,4 2,5 2,3 2,5



















1a) staatskonsum 1,0 7,2 7,8 8,9 8,7 7,8 8,2 8,2
1b) öffentl. investitionen 4,5 3,2 1,7 3,1 5,4 4,2 4,3 4,8
1c) öffentl. Beschäftigte 3,6 7,1 6,7 9,2 9,6 9,7 9,7 8,1
1d) sozialleistungen 7,4 7,2 7,5 7,8 8,3 7,2 7,6 7,9
1e) finanzhilfen 8,2 7,4 8,5 8,7 9,1 8,9 9,1 9,2
2a) gewerbesteuerhebesatz 3,1 3,1 3,1 1,9 1,9 2,0 2,0 2,0
2b) steueraufkommen 1,3 3,4 3,7 4,6 4,6 4,7 5,3 5,1
3a) sozialversicherungspflicht 7,6 5,5 5,9 7,5 6,7 6,8 6,6 6,4
3b) sozialhilfebezieher 6,1 2,7 3,7 1,9 2,5 2,6 2,4 2,6
3c) sozialhilfeniveau 5,9 2,9 2,9 2,4 2,9 2,1 2,2 3,3
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 14,0 18,6 18,7 19,3 17,4 17,2 17,8 16,5 13,9 14,3 16,3 15,6 15,6
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 19,5 31,3 25,0 16,9 18,7 15,3 17,9 21,0 18,0 13,6 15,9 15,8 14,7
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 15,2 17,2 18,6 19,3 17,3 16,7 11,2 11,8 8,1 7,4 7,2 7,3 7,3
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 11,2 14,8 15,2 16,6 16,1 17,2 17,7 16,9 16,1 14,9 17,5 16,5 15,9
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 2,7 3,4 2,4 2,3 1,8 2,1 1,9 1,8
2a) gewogener durchschnittshebesatz
      der gewerbesteuer in % 240,0 300,0 385,0 420,0 415,0 415,0 416,0 415,0 436,0 436,0 434,0 434,0 434,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor   
      finanzausgleich in % des BiP 9,6 11,6 11,9 11,6 9,9 11,4 9,3 9,0 8,0 8,1 8,0 7,3 7,6
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 85,8 84,0 70,7 68,6 69,5 68,2 73,3 72,3 68,5 70,3 70,2 70,6 71,1
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,9 3,9 3,2 5,0 5,8 5,9 10,1 8,9 11,0 10,4 10,2 10,5 10,2
3c) sozialhilfeniveau in euro 747,0 855,9 856,0 875,0 854,8 886,4 881,1 843,4
Bremen
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1a) staatskonsum 9,7 7,6 7,7 8,0 8,6 9,2 9,4 9,5 9,8 10,0 9,1 9,2 9,2
1b) öffentl. investitionen 3,6 2,5 4,4 3,8 5,8 7,0 7,9 8,6 9,6 8,8 8,8 9,5 10,0
1c) öffentl. Beschäftigte 5,9 4,4 4,4 4,0 4,5 5,0 8,3 9,5 9,8 10,0 10,0 10,0 8,5
1d) sozialleistungen 9,7 7,6 8,2 8,5 8,6 8,9 9,0 9,3 9,3 9,8 9,0 9,2 9,4
2a) gewerbesteuerhebesatz 8,1 5,0 3,9 1,3 2,0 0,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
2b) steueraufkommen 3,9 1,5 0,0 0,4 2,7 3,4 2,7 3,6 3,1 3,6 4,8 5,2 4,5
3a) sozialversicherungspflicht 3,8 1,6 1,8 3,4 4,2 4,6 5,8 5,3 6,2 5,8 5,8 5,6 5,5
3b) sozialhilfebezieher 9,5 8,6 8,7 6,7 5,5 4,8 4,1 5,0 3,8 4,1 4,2 4,2 4,6



















1a) staatskonsum 9,5 9,6 9,7 9,9 10,0 9,4 9,5 9,5
1b) öffentl. investitionen 6,9 7,8 8,6 9,6 8,8 8,8 9,5 10,0
1c) öffentl. Beschäftigte 3,7 7,7 9,2 9,5 9,8 9,7 9,7 7,9
1d) sozialleistungen 9,4 9,5 9,7 9,7 10,0 9,5 9,6 9,7
1e) finanzhilfen 9,0 8,6 9,6 9,7 9,5 9,3 9,1 9,4
2a) gewerbesteuerhebesatz 1,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
2b) steueraufkommen 0,8 0,0 1,0 0,4 1,0 2,4 2,8 2,1
3a) sozialversicherungspflicht 4,8 5,9 5,4 6,3 5,9 5,9 5,7 5,6
3b) sozialhilfebezieher 5,0 4,2 5,3 4,0 4,3 4,4 4,4 4,8
3c) sozialhilfeniveau 6,0 4,2 3,3 1,5 1,8 1,1 1,3 2,4
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 11,8 14,8 14,7 14,2 13,4 12,6 12,2 12,1 11,6 11,4 12,7 12,5 12,5
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 17,2 19,4 15,6 16,8 12,7 10,4 8,6 7,0 5,1 6,6 6,6 5,3 4,2
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 14,8 17,5 17,5 18,3 17,4 16,5 10,3 8,1 7,6 7,2 7,2 7,3 10,0
1d) sozialleistungen in % des BiP 10,5 13,9 13,0 12,6 12,3 11,9 11,7 11,2 11,2 10,4 11,7 11,4 11,1
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 2,0 2,3 1,4 1,3 1,5 1,7 1,9 1,6
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 250,0 335,0 365,0 435,0 415,0 450,0 470,0 470,0 470,0 470,0 470,0 470,0 470,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor  
finanzausgleich in % des BiP 11,5 14,3 16,2 15,7 12,8 12,0 12,8 11,8 12,4 11,8 10,3 9,9 10,7
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 76,9 82,0 81,6 77,8 75,9 74,9 72,3 73,5 71,2 72,3 72,3 72,7 73,0
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,3 2,4 2,4 4,9 6,4 7,3 8,2 7,0 8,5 8,2 8,0 8,0 7,5
3c) sozialhilfeniveau in euro 744,4 810,9 841,0 905,4 895,4 920,3 911,8 874,5
Hamburg
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1a) staatskonsum 7,0 4,0 4,5 5,1 6,5 6,9 7,0 7,1 7,3 7,0 5,6 5,7 5,7
1b) öffentl. investitionen 7,1 5,9 6,5 7,3 8,1 8,6 9,5 9,7 9,6 9,9 8,9 9,2 8,7
1c) öffentl. Beschäftigte 6,7 5,3 5,3 5,1 5,9 6,2 7,8 9,0 9,0 9,4 9,2 9,2 8,3
1d) sozialleistungen 9,0 6,2 6,9 7,4 8,4 7,2 6,7 6,6 7,1 7,5 6,3 6,5 6,8
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,1 4,8 4,5 3,1 3,0 2,9 2,1 3,1 2,5 2,8 3,1 2,9 3,2
2b) steueraufkommen 4,6 3,8 3,3 2,7 4,2 3,5 2,7 3,8 2,9 3,4 4,1 4,8 4,7
3a) sozialversicherungspflicht 4,1 3,9 3,3 4,7 4,6 5,1 6,5 6,3 7,3 7,0 7,2 7,0 6,8
3b) sozialhilfebezieher 9,7 9,2 9,3 8,7 8,1 7,5 7,2 7,4 6,3 6,5 6,5 6,6 6,8

















1a) staatskonsum 8,0 8,1 8,2 8,3 8,1 7,2 7,3 7,3
1b) öffentl. investitionen 8,6 9,5 9,7 9,6 9,9 8,9 9,2 8,7
1c) öffentl. Beschäftigte 5,1 7,1 8,5 8,6 9,0 8,8 8,8 7,7
1d) sozialleistungen 8,4 8,1 8,0 8,3 8,6 7,8 8,0 8,2
1e) finanzhilfen 10,0 8,5 9,0 9,1 9,2 9,0 8,8 9,1
2a) gewerbesteuerhebesatz 4,4 3,2 4,7 3,9 4,3 4,8 4,5 4,9
2b) steueraufkommen 0,9 0,0 1,2 0,2 0,8 1,6 2,4 2,3
3a) sozialversicherungspflicht 5,3 6,6 6,4 7,4 7,1 7,3 7,1 6,9
3b) sozialhilfebezieher 7,8 7,6 7,8 6,6 6,8 6,8 6,9 7,1
3c) sozialhilfeniveau 6,2 3,4 2,5 2,2 2,8 2,0 2,1 3,2
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 15,8 20,1 19,3 18,5 16,5 15,9 15,7 15,5 15,3 15,7 17,7 17,6 17,6
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 10,0 12,5 11,3 9,7 8,1 7,1 5,1 4,9 5,1 4,3 6,5 5,9 6,8
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 13,3 15,8 16,0 16,3 14,9 14,3 11,3 9,1 9,0 8,4 8,6 8,6 10,4
1d) sozialleistungen in % des BiP 11,7 16,1 15,0 14,2 12,7 14,6 15,3 15,5 14,8 14,0 16,0 15,7 15,2
1e) finanzhilfen der länder  
in % des BiP 1,0 2,4 2,0 1,9 1,8 2,0 2,1 1,9
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 304,0 340,0 349,0 385,0 388,0 392,0 414,0 387,0 401,7 393,1 385,9 390,7 384,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 10,5 11,6 12,2 12,8 11,1 11,9 12,8 11,6 12,6 12,0 11,2 10,4 10,4
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 76,3 76,6 78,0 74,7 74,9 73,8 70,6 71,0 68,7 69,4 69,0 69,5 69,9
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,1 1,7 1,6 2,3 3,0 3,9 4,2 3,9 5,3 5,1 5,1 5,0 4,7
3c) sozialhilfeniveau in euro 739,3 838,0 869,0 882,2 858,5 889,9 884,6 844,8
Hessen
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Mecklenburg­Vorpommern



















1a) staatskonsum 1,0 1,8 1,8 2,3 3,4 2,4 2,5 2,5
1b) öffentl. investitionen 4,5 3,9 1,6 4,2 4,1 3,2 4,0 3,5
1c) öffentl. Beschäftigte 2,3 4,2 4,7 6,3 6,8 7,0 7,1 5,5
1d) sozialleistungen 2,0 1,7 0,8 1,8 3,1 2,1 2,4 2,8
1e) finanzhilfen 0,0 1,0 4,2 5,6 6,3 6,0 6,0 6,1
2a) gewerbesteuerhebesatz 8,4 8,2 8,8 8,5 7,4 7,1 7,1 7,2
2b) steueraufkommen 7,0 7,4 8,7 8,2 9,2 9,6 9,5 8,9
3a) sozialversicherungspflicht 0,6 2,7 4,8 6,9 6,6 6,7 6,3 5,9
3b) sozialhilfebezieher 9,7 8,7 8,1 0,2 1,4 2,1 2,5 3,0
3c) sozialhilfeniveau 9,8 6,7 5,5 5,2 5,9 5,2 5,5 6,4
Variablenwerte 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 31,9 30,2 30,3 29,0 26,5 28,8 28,6 28,6
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 15,2 16,6 21,2 15,9 16,2 17,8 16,4 17,3
1c) Beschäftigte im öffentl. dienst
      in % der erwerbstätigen 18,6 15,8 15,0 12,5 11,7 11,4 11,3 13,7
1d) sozialleistungen in % des BiP 30,9 31,8 34,0 31,6 28,1 30,7 29,9 29,0
1e) finanzhilfen der länder 
      in % des BiP 10,1 9,3 6,3 5,0 4,4 4,7 4,7 4,6
2a) gewogener durchschnittshebesatz    
der gewerbesteuer in % 321,0 324,0 314,0 319,9 339,0 343,7 344,6 343,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 5,6 5,1 3,8 4,3 3,2 2,9 3,0 3,6
3a) sozialversicherungspflichtige Be- 
      schäftigte in % der erwerbstätigen 85,1 80,0 74,9 69,9 70,5 70,3 71,3 72,4
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,6 2,8 3,5 13,1 11,6 10,8 10,4 9,7
3c) sozialhilfeniveau in euro 608,4 718,4 762,0 772,2 749,4 771,7 763,4 729,2
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1a) staatskonsum 6,3 2,7 2,5 2,3 3,4 3,8 3,6 2,7 3,8 4,2 2,8 3,3 3,3
1b) öffentl. investitionen 8,1 5,8 7,2 6,6 8,5 9,1 8,8 9,0 9,9 9,5 9,4 9,3 9,0
1c) öffentl. Beschäftigte 7,0 5,2 4,8 4,4 5,2 5,2 0,0 7,4 8,1 8,3 8,3 8,3 7,6
1d) sozialleistungen 7,2 3,5 4,3 4,0 4,7 3,9 3,1 2,2 3,0 3,8 2,3 2,9 3,5
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,4 5,8 4,9 4,6 4,6 4,3 3,7 3,8 3,5 3,4 3,5 3,2 3,2
2b) steueraufkommen 6,7 5,7 4,5 5,1 6,4 5,7 5,3 6,1 6,6 7,3 8,1 8,1 7,9
3a) sozialversicherungspflicht 6,8 5,8 4,5 5,9 5,7 5,4 7,1 7,5 8,7 8,5 8,6 8,3 8,0
3b) sozialhilfebezieher 9,7 9,2 9,5 8,6 8,4 7,6 7,2 7,4 5,6 5,9 5,9 6,0 6,2



















1a) staatskonsum 6,1 6,0 5,4 6,1 6,3 5,5 5,8 5,8
1b) öffentl. investitionen 9,0 8,8 9,0 9,9 9,5 9,4 9,3 9,0
1c) öffentl. Beschäftigte 3,9 5,7 6,6 7,4 7,7 7,8 7,7 6,9
1d) sozialleistungen 6,4 5,9 5,3 5,8 6,3 5,4 5,8 6,1
1e) finanzhilfen 9,6 8,0 8,5 9,1 9,0 8,7 8,6 8,8
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,6 5,6 5,8 5,3 5,2 5,4 4,9 4,8
2b) steueraufkommen 3,5 3,0 3,9 4,5 5,3 6,3 6,3 6,0
3a) sozialversicherungspflicht 5,6 7,2 7,6 8,8 8,5 8,7 8,4 8,0
3b) sozialhilfebezieher 7,9 7,5 7,8 5,9 6,1 6,2 6,2 6,5
3c) sozialhilfeniveau 6,7 3,2 2,2 2,9 3,7 2,9 3,2 4,2
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 16,8 22,0 22,3 22,5 20,9 20,3 20,7 22,0 20,4 19,9 21,8 21,0 21,0
1b) öffentl. investitionen
     in % der gesamtinvestitionen 8,1 12,6 9,9 11,1 7,2 6,1 6,6 6,3 4,4 5,2 5,4 5,6 6,2
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 12,7 16,1 16,8 17,6 16,1 16,1 13,4 12,1 10,7 10,3 10,3 10,3 11,5
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 14,6 20,3 19,1 19,5 18,5 19,8 20,9 22,5 21,2 19,8 22,3 21,3 20,4
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,5 2,8 2,4 1,8 1,9 2,3 2,3 2,1
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 297,0 313,0 339,0 345,0 345,0 353,0 370,0 368,0 376,5 377,9 374,4 382,8 384,5
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 8,0 9,3 10,6 9,9 8,4 9,2 9,7 8,7 8,1 7,3 6,3 6,2 6,6
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 70,0 72,3 75,2 72,0 72,5 73,1 69,2 68,2 65,4 66,0 65,6 66,3 67,2
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,1 1,7 1,3 2,5 2,7 3,8 4,3 3,9 6,2 5,9 5,8 5,8 5,5
3c) sozialhilfeniveau in euro 720,9 846,2 880,0 854,4 827,7 856,0 845,2 808,2
Niedersachsen
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1a) staatskonsum 8,2 5,0 4,4 4,5 5,3 5,3 5,2 4,9 5,2 5,5 4,4 4,6 4,6
1b) öffentl. investitionen 7,1 4,9 5,2 7,1 7,9 8,4 8,9 9,3 9,3 9,4 8,7 8,5 8,3
1c) öffentl. Beschäftigte 7,7 6,4 6,3 6,0 6,7 6,8 8,1 8,7 8,8 9,4 9,3 9,3 8,2
1d) sozialleistungen 8,4 5,2 5,5 5,3 5,6 4,9 4,5 3,9 4,3 5,4 4,0 4,4 4,8
2a) gewerbesteuerhebesatz 7,9 7,3 5,9 3,6 2,9 2,4 1,7 1,6 1,3 1,4 1,3 1,3 1,0
2b) steueraufkommen 5,9 4,4 3,7 4,0 4,3 4,5 3,3 4,3 4,7 5,4 5,8 6,6 6,0
3a) sozialversicherungspflicht 2,1 1,9 3,4 4,6 4,6 4,8 6,4 6,9 8,5 8,1 8,1 8,1 7,8
3b) sozialhilfebezieher 9,4 8,8 9,2 8,2 7,8 7,9 7,5 7,7 5,3 5,5 5,5 5,3 5,5



















1a) staatskonsum 7,0 7,0 6,8 7,0 7,2 6,4 6,6 6,6
1b) öffentl. investitionen 8,4 8,9 9,3 9,3 9,4 8,7 8,5 8,3
1c) öffentl. Beschäftigte 5,9 7,4 8,1 8,3 9,0 8,9 9,0 7,6
1d) sozialleistungen 7,0 6,8 6,4 6,6 7,3 6,4 6,7 6,9
1e) finanzhilfen 9,4 8,3 9,0 9,1 9,5 9,2 9,1 9,2
2a) gewerbesteuerhebesatz 3,7 2,7 2,5 2,0 2,1 2,1 1,9 1,6
2b) steueraufkommen 2,1 0,6 1,8 2,3 3,2 3,6 4,5 3,9
3a) sozialversicherungspflicht 5,0 6,5 7,0 8,5 8,1 8,2 8,1 7,9
3b) sozialhilfebezieher 8,3 7,8 8,0 5,5 5,7 5,7 5,5 5,7
3c) sozialhilfeniveau 6,0 3,2 2,6 1,6 2,2 1,5 1,6 2,8
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 14,0 18,7 19,5 19,3 18,3 18,2 18,3 18,8 18,3 17,8 19,6 19,2 19,2
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 10,2 14,6 14,0 10,0 8,5 7,5 6,4 5,6 5,7 5,5 6,8 7,3 7,6
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 11,4 13,8 14,0 14,6 13,3 13,1 10,8 9,7 9,4 8,3 8,4 8,4 10,5
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 12,6 17,7 17,3 17,6 17,1 18,2 18,8 19,7 19,1 17,4 19,6 19,0 18,3
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,6 2,6 1,9 1,8 1,5 1,7 1,8 1,8
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 258,0 272,0 311,0 373,0 393,0 405,0 423,0 426,0 435,4 433,3 433,6 436,2 442,0
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor  
      finanzausgleich in % des BiP 9,0 10,8 11,6 11,3 10,9 10,7 12,2 10,9 10,5 9,6 9,0 8,1 8,8
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
      schäftigte in % der erwerbstätigen 80,8 81,3 77,7 75,1 75,0 74,5 70,9 69,7 66,0 66,9 66,8 66,9 67,6
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,4 2,2 1,6 2,9 3,5 3,3 3,8 3,6 6,7 6,5 6,5 6,6 6,4
3c) sozialhilfeniveau in euro 746,5 844,1 866,0 902,9 879,7 907,8 902,5 859,9
Nordrhein­Westfalen
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1a) staatskonsum 7,2 3,9 4,2 4,3 4,9 4,3 3,8 3,5 4,0 3,7 2,1 2,7 2,7
1b) öffentl. investitionen 6,8 4,7 6,9 6,9 7,1 7,9 8,3 9,2 8,4 8,9 9,4 8,9 9,0
1c) öffentl. Beschäftigte 6,7 5,4 5,4 5,2 5,8 5,6 7,4 7,9 8,1 8,4 8,3 8,2 7,2
1d) sozialleistungen 8,1 4,5 5,4 5,4 6,0 4,4 3,8 3,3 3,6 4,3 3,0 3,5 4,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,8 5,5 4,8 4,6 4,3 4,2 3,6 3,7 3,7 3,8 3,8 3,8 3,8
2b) steueraufkommen 7,4 6,2 5,6 5,9 6,3 6,2 5,8 6,6 6,4 6,9 7,5 7,8 7,2
3a) sozialversicherungspflicht 7,4 6,6 5,8 6,4 6,3 6,4 7,6 8,2 9,4 9,3 9,3 9,1 8,7
3b) sozialhilfebezieher 9,8 9,3 9,6 9,0 8,7 8,5 8,3 8,5 6,9 7,2 7,2 7,2 7,4



















1a) staatskonsum 6,4 6,1 5,9 6,2 6,0 5,0 5,4 5,4
1b) öffentl. investitionen 7,9 8,3 9,2 8,3 8,9 9,4 8,9 9,0
1c) öffentl. Beschäftigte 4,4 6,6 7,2 7,4 7,8 7,7 7,6 6,3
1d) sozialleistungen 6,7 6,3 6,0 6,2 6,6 5,8 6,1 6,4
1e) finanzhilfen 9,5 8,1 8,8 8,8 8,9 8,7 8,6 8,8
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,4 5,5 5,7 5,7 5,8 5,8 5,8 5,7
2b) steueraufkommen 4,0 3,6 4,5 4,2 4,9 5,6 5,9 5,3
3a) sozialversicherungspflicht 6,5 7,7 8,3 9,5 9,3 9,4 9,1 8,8
3b) sozialhilfebezieher 8,9 8,7 8,9 7,2 7,5 7,5 7,5 7,7
3c) sozialhilfeniveau 6,4 4,6 3,4 3,5 4,2 3,3 3,6 4,8
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 15,5 20,3 19,7 19,6 18,8 19,6 20,4 20,9 20,2 20,5 22,9 22,0 22,0
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 15,5 20,3 19,7 19,6 18,8 19,6 20,4 20,9 7,5 6,4 5,4 6,3 6,3
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 10,6 15,0 10,6 10,4 10,0 8,4 7,6 5,8 10,8 10,2 10,4 10,5 12,4
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 13,4 15,8 15,7 16,2 15,1 15,4 12,0 11,1 20,3 19,1 21,2 20,4 19,6
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 13,1 18,8 17,4 17,4 16,5 18,9 19,9 20,7 2,1 2,1 2,2 2,3 2,2
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 1,5 2,8 2,2 368,8 367,4 366,9 366,7 368,6
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 286,0 321,0 341,0 345,0 355,0 356,0 372,0 369,0 8,4 7,7 7,0 6,7 7,4
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 7,2 8,6 9,3 9,0 8,4 8,6 9,1 8,1 63,7 64,0 64,0 64,5 65,3
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 68,4 70,4 72,3 70,8 71,0 70,9 68,0 66,6 4,6 4,3 4,3 4,3 1,7
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1a) staatskonsum 5,0 2,3 2,5 3,2 4,4 4,3 3,9 3,8 5,3 5,2 3,6 4,1 4,1
1b) öffentl. investitionen 8,3 5,3 7,0 6,4 7,1 8,4 8,8 8,1 8,4 8,7 7,5 6,9 8,9
1c) öffentl. Beschäftigte 6,2 5,1 5,1 4,8 5,4 6,1 8,1 8,5 8,6 8,8 8,6 8,5 7,8
1d) sozialleistungen 4,6 2,0 2,8 3,4 4,1 2,7 2,3 2,1 3,9 4,7 2,4 3,1 3,9
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,1 4,7 3,4 2,5 2,0 1,9 1,7 2,5 2,0 2,3 2,3 2,3 2,2
2b) steueraufkommen 7,0 6,0 5,5 7,0 6,9 6,2 6,4 6,7 7,4 7,8 7,8 8,5 8,2
3a) sozialversicherungspflicht 3,3 2,8 2,7 4,1 4,9 5,2 6,2 6,6 8,0 7,4 7,5 7,3 7,0
3b) sozialhilfebezieher 9,3 8,9 9,3 8,3 7,9 7,3 6,8 7,2 5,7 5,9 5,9 5,9 6,2



















1a) staatskonsum 6,4 6,2 6,1 7,0 7,0 5,9 6,3 6,3
1b) öffentl. investitionen 8,4 8,7 8,1 8,4 8,7 7,5 6,9 8,9
1c) öffentl. Beschäftigte 5,0 7,5 7,9 8,1 8,3 8,1 8,0 7,1
1d) sozialleistungen 5,7 5,4 5,3 6,4 6,9 5,4 5,9 6,4
1e) finanzhilfen 9,4 7,6 8,5 8,5 9,2 8,7 8,8 9,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 2,9 2,5 3,8 3,0 3,6 3,5 3,5 3,3
2b) steueraufkommen 4,1 4,3 4,7 5,5 6,0 6,0 6,8 6,4
3a) sozialversicherungspflicht 5,3 6,3 6,7 8,0 7,4 7,6 7,4 7,1
3b) sozialhilfebezieher 7,6 7,1 7,5 5,9 6,2 6,2 6,1 6,5
3c) sozialhilfeniveau 5,8 4,1 3,3 3,1 3,9 3,1 3,3 4,4
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 18,7 22,6 22,3 21,3 19,5 19,7 20,2 20,3 18,2 18,3 20,7 19,9 19,9
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 7,6 13,7 10,3 11,4 10,0 7,5 6,7 8,0 7,5 6,8 9,3 10,6 6,5
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 14,1 16,4 16,2 16,8 15,7 14,5 10,7 10,0 9,7 9,5 9,8 9,9 11,2
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 18,7 22,7 21,5 20,6 19,5 21,6 22,3 22,6 19,7 18,5 22,2 21,1 19,7
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,6 3,2 2,4 2,4 1,7 2,2 2,2 2,0
2a) gewogener durchschnittshebesatz     
      der gewerbesteuer in % 304,0 344,0 378,0 403,0 417,0 418,0 425,0 403,0 416,1 407,0 408,9 408,1 411,7
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 7,7 8,9 9,4 7,6 7,7 8,6 8,3 8,0 7,1 6,6 6,6 5,8 6,2
3a) sozialversicherungspflichtig Be-   
schäftigte in % der erwerbstätigen 78,0 79,1 79,5 76,3 74,3 73,6 71,2 70,3 67,1 68,6 68,3 68,6 69,4
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,6 2,0 1,6 2,8 3,3 4,2 4,8 4,2 6,2 5,9 5,9 5,9 5,5
3c) sozialhilfeniveau in euro 751,6 814,5 842,0 848,5 821,5 765,0 840,4 803,4
Saarland
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1a) staatskonsum 1,9 3,1 3,4 4,2 4,2 3,2 3,3 3,3
1b) öffentl. investitionen 5,2 3,9 0,0 0,3 2,5 2,2 3,1 4,6
1c) öffentl. Beschäftigte 3,7 5,7 6,6 7,6 8,0 8,6 8,7 7,1
1d) sozialleistungen 1,4 0,8 0,7 2,4 3,3 2,2 2,7 3,2
1e) finanzhilfen 2,3 2,3 4,4 6,0 6,3 6,2 6,3 6,9
2a) gewerbesteuerhebesatz 5,1 3,8 3,5 3,1 3,4 3,4 3,3 3,1
2b) steueraufkommen 6,9 7,6 8,7 7,9 8,7 9,1 9,0 8,7
3a) sozialversicherungspflicht 0,0 3,0 5,1 6,8 6,1 6,3 6,0 5,5
3b) sozialhilfebezieher 10,0 9,2 8,6 2,2 3,0 3,4 3,7 4,2
3c) sozialhilfeniveau 9,7 6,0 5,3 5,3 6,1 5,4 5,7 6,6
Variablenwerte 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 30,0 27,1 26,5 24,6 24,6 27,1 26,7 26,7
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 13,9 16,5 24,4 23,7 19,4 19,9 18,0 15,0
1c) Beschäftigte im öffentl. dienst
      in % der erwerbstätigen 16,5 13,5 12,0 10,5 9,8 9,0 8,8 11,2
1d) sozialleistungen in % des BiP 32,6 34,0 34,4 30,1 27,6 30,5 29,3 27,9
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 8,0 8,1 6,1 4,7 4,4 4,5 4,4 3,8
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
      der gewerbesteuer in % 380,0 403,0 408,0 414,6 410,6 410,6 412,1 415,3
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 5,7 5,0 3,8 4,6 3,8 3,4 3,5 3,8
3a) sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 86,5 79,1 74,1 70,1 71,7 71,4 72,1 73,2
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,2 2,2 2,9 10,7 9,7 9,3 8,9 8,2
3c) sozialhilfeniveau in euro 613,0 746,5 769,0 771,0 740,9 765,0 757,2 723,0




Wirtschaftliche freiheit in den deutschen Bundesländern | 63
Sachsen­Anhalt



















1a) staatskonsum 0,0 1,2 1,6 3,5 3,3 2,2 2,7 2,7
1b) öffentl. investitionen 5,2 4,1 1,9 2,1 3,8 4,0 4,1 4,9
1c) öffentl. Beschäftigte 2,2 4,1 4,6 6,1 6,8 7,0 7,2 5,9
1d) sozialleistungen 0,9 0,1 0,0 1,7 2,9 1,5 2,2 2,5
1e) finanzhilfen 0,9 1,3 4,3 5,2 6,2 5,5 5,9 6,2
2a) gewerbesteuerhebesatz 7,1 7,0 7,0 8,8 7,8 6,9 6,8 6,4
2b) steueraufkommen 6,7 7,6 8,8 8,3 8,8 9,4 9,3 8,6
3a) sozialversicherungspflicht 0,1 2,5 3,9 5,7 5,5 5,4 5,2 4,8
3b) sozialhilfebezieher 9,5 8,5 8,0 0,7 1,5 1,9 2,2 2,7
3c) sozialhilfeniveau 9,8 6,6 5,3 5,4 5,8 5,3 5,5 6,6
Variablenwerte 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 34,3 31,6 30,7 26,2 26,9 29,2 28,2 28,2
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 13,9 16,1 20,6 20,1 16,6 16,4 16,1 14,5
1c) Beschäftigte im öffentl. dienst
      in % der erwerbstätigen 18,8 15,9 15,2 12,9 11,7 11,3 11,2 13,1
1d) sozialleistungen in % des BiP 33,8 35,9 36,2 31,8 28,8 32,2 30,5 29,6
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 9,3 9,0 6,2 5,4 4,5 5,1 4,8 4,5
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 344,0 346,0 346,0 314,4 332,6 348,5 349,5 356,6
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 5,8 5,0 3,7 4,2 3,7 3,0 3,2 3,9
3a) sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 86,2 80,6 77,0 72,7 73,2 73,4 73,9 75,0
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,8 3,0 3,6 12,6 11,6 11,1 10,7 10,1
3c) sozialhilfeniveau in euro 608,4 723,0 769,0 767,8 751,7 769,9 762,2 723,2
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Schleswig­Holstein



























1a) staatskonsum 6,3 4,1 3,4 3,0 4,4 4,5 4,5 3,9 4,1 3,8 2,9 2,8 2,8
1b) öffentl. investitionen 6,8 4,4 6,9 6,1 7,3 8,2 9,5 9,0 9,3 9,4 8,9 8,7 8,9
1c) öffentl. Beschäftigte 5,6 4,2 4,5 4,1 4,8 4,4 6,2 7,2 7,7 8,3 8,4 8,4 7,2
1d) sozialleistungen 6,5 4,0 3,4 3,6 4,2 3,6 2,8 1,6 1,7 2,4 0,9 1,0 1,5
2a) gewerbesteuerhebesatz 6,9 6,4 6,0 5,9 5,5 5,1 4,7 4,8 4,9 4,8 4,9 4,6 4,2
2b) steueraufkommen 7,7 6,1 5,5 5,9 6,3 5,2 5,5 6,1 6,4 7,2 7,5 7,3 6,9
3a) sozialversicherungspflicht 6,8 7,4 6,9 8,1 8,2 7,6 8,7 8,9 9,8 9,5 9,5 9,3 9,1
3b) sozialhilfebezieher 9,6 8,9 9,2 8,5 8,0 7,8 7,0 7,2 5,4 5,8 5,9 5,9 6,1



















1a) staatskonsum 6,5 6,5 6,2 6,2 6,1 5,5 5,5 5,5
1b) öffentl. investitionen 8,2 9,5 9,0 9,3 9,4 8,9 8,7 8,9
1c) öffentl. Beschäftigte 3,0 5,1 6,4 7,0 7,8 7,8 7,8 6,4
1d) sozialleistungen 6,2 5,7 5,0 5,1 5,5 4,5 4,6 4,9
1e) finanzhilfen 9,6 8,3 9,0 9,0 9,0 8,8 8,6 9,0
2a) gewerbesteuerhebesatz 7,9 7,2 7,3 7,4 7,3 7,5 7,0 6,5
2b) steueraufkommen 2,9 3,2 3,9 4,3 5,3 5,6 5,4 4,8
3a) sozialversicherungspflicht 7,6 8,7 8,9 9,8 9,5 9,5 9,3 9,1
3b) sozialhilfebezieher 8,2 7,3 7,5 5,6 6,0 6,1 6,2 6,3
3c) sozialhilfeniveau 5,7 3,4 2,4 2,9 3,8 3,1 3,3 4,2
Variablenwerte 1970 1975 1980 1985 1990 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 16,8 20,0 20,9 21,6 19,5 19,4 19,4 20,2 20,0 20,4 21,6 21,8 21,8
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 10,6 15,5 10,5 12,1 9,6 7,8 5,2 6,2 5,6 5,4 6,4 6,8 6,4
1c) Beschäftigte im öff. dienst 
      in % der erwerbstätigen 15,4 17,9 17,4 18,1 16,8 17,6 14,3 12,3 11,4 10,3 10,2 10,1 12,3
1d) sozialleistungen 
      in % des BiP 15,7 19,7 20,5 20,3 19,3 20,2 21,4 23,4 23,2 22,1 24,5 24,4 23,5
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 1,4 2,6 1,9 2,0 2,0 2,1 2,3 1,9
2a) gewogener durchschnittshebesatz  
      der gewerbesteuer in % 284,0 298,0 308,0 310,0 322,0 331,0 343,0 341,0 338,7 340,6 337,2 346,9 355,5
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 6,8 8,7 9,5 8,9 8,5 9,8 9,5 8,8 8,3 7,3 7,0 7,2 7,8
3a) sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 69,9 68,5 69,6 66,8 66,7 68,1 65,5 65,0 62,8 63,6 63,6 64,0 64,6
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,2 2,1 1,7 2,6 3,2 3,4 4,5 4,3 6,5 6,1 5,9 5,9 5,7
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Thüringen



















1a) staatskonsum 0,3 1,5 2,1 3,1 2,9 2,0 2,3 2,3
1b) öffentl. investitionen 4,3 2,5 3,1 3,8 5,9 4,6 3,7 4,5
1c) öffentl. Beschäftigte 3,2 5,5 6,4 7,2 7,4 7,4 7,4 6,6
1d) sozialleistungen 1,1 0,5 0,4 1,8 2,9 1,6 2,3 2,9
1e) finanzhilfen 0,6 0,2 4,4 5,4 6,3 5,5 4,7 5,5
2a) gewerbesteuerhebesatz 7,7 7,2 7,6 6,9 7,1 7,3 6,8 5,8
2b) steueraufkommen 7,1 7,8 8,5 7,9 8,6 9,1 9,2 8,6
3a) sozialversicherungspflicht 0,5 3,1 4,7 6,5 6,1 6,6 6,2 5,8
3b) sozialhilfebezieher 10,0 9,3 9,2 3,3 4,2 4,5 4,7 5,3
3c) sozialhilfeniveau 9,2 6,9 6,0 5,8 6,4 5,7 5,9 7,0
Variablenwerte 1994 1998 2002 2006 2008 2009 2010 2011
1a) staatskonsum in % des BiP 33,7 31,0 29,6 27,3 27,6 29,8 29,0 29,0
1b) öffentl. investitionen
      in % der gesamtinvestitionen 15,8 19,4 18,1 16,7 12,4 15,2 16,8 15,2
1c) Beschäftigte im öffentl. dienst
      in % der erwerbstätigen 17,2 13,7 12,3 11,1 10,8 10,9 10,8 12,0
1d) sozialleistungen in % des BiP 33,3 34,9 35,3 31,6 28,7 32,1 30,3 28,7
1e) finanzhilfen der länder
      in % des BiP 9,6 9,9 6,1 5,2 4,4 5,1 5,9 5,2
2a) gewogener durchschnittshebesatz 
der gewerbesteuer in % 334,0 343,0 335,0 347,7 344,3 341,4 349,1 367,3
2b) aufkommen aus est. und Kst. vor 
finanzausgleich in % des BiP 5,4 4,7 4,0 4,6 3,9 3,4 3,3 3,9
3a) sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte in % der erwerbstätigen 85,4 78,9 75,1 70,9 71,7 70,7 71,6 72,6
3b) sozialhilfebezieher
      in % der Bevölkerung 1,2 2,0 2,2 9,4 8,3 8,0 7,7 6,9
3c) sozialhilfeniveau in euro 631,4 712,7 744,0 753,1 732,1 754,9 746,6 709,2
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anhang 3:  
BeschreiBung der indiKatoren  
und statistische Quellen
1a)  Anteil der Konsumsausgaben des Staates am BIP
Formel: Konsumausgaben des Staates in jeweiligen Preisen/BIP in jeweiligen Preisen
Weil relative Variablen gebildet werden, wurden die daten in jeweiligen Preisen be-
nutzt. Konsumausgaben und BiP stammen aus den Vgr der länder.
1b)  Anteil der Investitionen der Länder an den 
Gesamtinvestitionen
Formel: Investitionsausgaben der Länder/Bruttoanlageinvestitionen in jeweiligen Prei-
sen
die investitionsausgaben der länder stammen aus den finanzberichten des landes 
nordrhein-Westfalen 2012. für 2011 sind die daten teilweise vorläufig. die Brutto-
anlageinvestitionen in jeweiligen Preisen stammen aus den Vgr der länder. sie lagen 
bei redaktionsschluss nur für das Jahr 2010 vor, so dass sie so geschätzt wurden: 
Bruttoanlageinvestitionen in jeweiligen Preisen für 2010 x Veränderung der Brutto-
wertschöpfung 2011 gegenüber 2010. 
1c)  Anteil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst an den 
Erwerbstätigen
Formel: Voll- und Teilzeitbeschäftigte im unmittelbaren öffentlichen Dienst/Anzahl der 
Erwerbstätigen
aufgrund von Veränderungen der abgrenzungen in der statistik des Personals des 
öffentlichen dienstes wurden nur die Beschäftigten im unmittelbaren öffentlichen 
dienst in die Betrachtung einbezogen. es wurden Beschäftigte aller Verwaltungse-
benen (Bund, länder und gemeinden) gezählt, die in einem Bundesland tätig waren, 
weil bei einigen Jahren nur zusammengefasste Zahlen zur Verfügung standen.
1d)  Anteil der Sozialleistungen am BIP
1970-1990: Formel: Soziale Leistungen des Staates/BIP in jeweiligen Preisen
1994-2006: Formel: Empfangene monetäre Sozialleistungen der privaten Haushalte/ 
BIP in jeweiligen Preisen
die daten bezüglich der sozialleistungen stammen aus zwei unterschiedlichen Quel-
len, die sich nur begrenzt miteinander vergleichen lassen. es war nicht anders zu 
lösen, weil die Kategorie „soziale leistungen des staates“ in der neuen abgrenzung 
der Vgr-statistik auf der ebene der Bundesländer nicht mehr aufgeführt wird. folg-
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lich wurde auf die Kategorie „empfangene monetäre sozialleistungen der privaten 
haushalte“ ab 1994 zurückgegriffen, obwohl sie auch transfers von nicht-staatlichen 
stellen umfasst. auf Bundesebene betrug der anteil der staatlichen leistungen an 
den „empfangenen monetären sozialleistungen der privaten haushalte“ indes in den 
vergangenen Jahren immer über 90 Prozent, so dass diese Kategorie als näherungs-
wert der staatlichen sozialleistungen angesehen werden kann. das BiP der länder in 
jeweiligen Preisen stammt wiederum aus der Vgr der länder. 
1e)  Anteil der Finanzhilfen der Länder am BIP
1994, 1998: Formel: Finanzhilfen der Bundesländer in erweiterter (bzw. in der weiten) 
Abgrenzung/BIP in jeweiligen Preisen. 
Ab 2002: Formel: Finanzhilfen der Bundesländer einschließlich Grenzfälle/BIP in jewei-
ligen Preisen. 
hier wurden die Zahlen verwendet, die rosenschon in verschiedenen Papieren prä-
sentiert hat. 
Während der subventionserfassung durch die Bundesregierung eher institutionelle 
Kriterien vorliegen, versucht rosenschon, subventionen nach dem ökonomischen Ver-
ständnis zu erfassen. Wenn öffentliche güter finanziert werden, liegen keine sub-
ventionen vor. Während die enge abgrenzung nur finanzhilfen an unternehmen er-
fasst, umfasst die weite abgrenzung auch finanzhilfen an öffentlichen stellen und 
organisationen ohne erwerbscharakter. in der letzten Veröffentlichung wurde eine 
unter- und eine obergrenze für die finanzhilfen festgestellt, weil es grenzfälle gibt, 
die sich nicht eindeutig der Kategorie der subventionen zurechnen lassen. Weil in den 
früheren Veröffentlichungen nur die obergrenze berechnet wurde, liegt es nahe, die 
„finanzhilfen der Bundesländer einschließlich grenzfälle“ zu berücksichtigen. aller-
dings muss beachtet werden, dass einige andere änderungen in der erfassung vor-
genommen wurden, die eine Vergleichbarkeit mit den Zahlen aus den vorigen unter-
suchungen begrenzen. die Vergleichbarkeit der ergebnisse zwischen den ländern ist 
auch eingeschränkt, weil nur der Bund gesetzlich verpflichtet ist, über seine subventi-
onstätigkeit Bericht zu erstatten. die meisten länder tun es auch freiwillig, definieren 
aber selbst, was sie unter einer subvention verstehen. 
2a)  Gewogene Durchschnittshebesätze der Gewerbesteuer
es handelt sich um die mit ihrer Bemessungsgrundlage gewichtete hebesätze der ge-
werbesteuer (siehe hierzu auch die angaben unter Quellen und definitionen), die im 
realsteuervergleich des statistischen Bundesamtes dokumentiert werden.
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2b)  Anteil des Aufkommens der Einkommen­ und der Körperschaftsteuer 
vor Steuerverteilung am BIP
1970-1990: Formel: Summe der kassenmäßigen Steuereinnahmen aus der Lohn-, ver-
anlagten Einkommen-, Kapitalertrag- und der Körperschaftsteuer vor Steuervertei-
lung/BIP in jeweiligen Preisen. 
1994-2002: Formel: Summe der kassenmäßigen Steuereinnahmen (ab 1998 vor Abzug 
von Erstattungen) aus der Lohn-, veranlagten Einkommensteuer, Kapitalertragsteu-
er/nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag und der Körperschaftsteuer vor 
Steuerverteilung/ BIP in jeweiligen Preisen. 
die kassenmäßigen steuereinnahmen eines Jahres sind nicht deckungsgleich mit dem 
steueraufkommen dieses Jahres, aber sie ermöglichen eine isolierte Betrachtung der 
einnahmen vor steuerverteilung. für einen Vergleich der Variablen über die Zeit muss 
die Veränderung der gesetzgebung berücksichtigt werden.
3a)  Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an den 
Erwerbstätigen
Formel: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (am 30. Juni eines Jahres)/Anzahl 
der Erwerbstätigen
hierbei handelt es sich um eine Bestandsgröße. die statistik wird erst seit 1973 ge-
führt, deswegen lagen keine daten für 1970 vor. damit keine lücken in dem datensatz 
entstehen, wurden für 1970 die Zahlen aus 1975 übernommen. für 1994 standen 
nur die Werte der alten Bundesländer zur Verfügung. die Werte der neuen Bundes-
länder wurden mit hilfe folgender formel geschätzt: daten der neuen Bundesländer 
für 1995/Veränderungsrate der Variable für West-deutschland zwischen 1994 und 
1995.
3b)  Anteil der Sozialhilfebezieher an der Bevölkerung
Formel: Sozialhilfebezieher im engeren Sinne (am Jahresende)/Einwohnerzahl. Die Ab-
grenzung der „Sozialhilfebezieher im engeren Sinne“ wurde im Laufe der Jahre vielfach 
geändert. Insbesondere 1994 wurden umfangreiche Änderungen in der Sozialhilfesta-
tistik vorgenommen, so dass Vorsicht bei der Betrachtung der Entwicklung der Daten 
geboten ist. 
im Zuge der Zusammenführung von arbeitslosenhilfe und sozialhilfe (hilfe zum le-
bensunterhalt) zum arbeitslosengeld ii ab dem 1. Januar 2005 wurde nunmehr nicht 
mehr auf die anzahl der sozialhilfebezieher abgestellt, sondern auf die Zahl der er-
werbsfähigen hilfebedürftigen, wie sie seitdem aus der statistik über die grundsiche-
rung der Bundesagentur für arbeit hervorgeht. 
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3c)  Sozialhilfeniveau
Durchschnittlicher monatlicher Bruttobedarf von Empfängern laufender Hilfe zum Le-
bensunterhalt außerhalb von Einrichtungen.
diese Zahlen werden erst seit 1994 erfasst. der Bruttobedarf setzt sich aus der Brut-
tokaltmiete und dem regelbedarf (regelsätze, ggfs. Mehrbedarfzuschlägen, laufenden 
heizkosten und sonstiges) zusammen. die Zahlen für 1994 und 1998 wurden mit dem 
offiziellen umrechnungskurs 1 € = 1,95583 dM in euro umgerechnet.
auch hier war im Zuge der hartz iV gesetzgebung für das Jahr 2005 eine umstellung 
notwendig. es wurde nunmehr mit dem „durchschnittlichen monatlichen leistungs-
anspruch der Bedarfsgemeinschaften“ gearbeitet, wie er aus den statistiken über die 
grundsicherung der Bundesagentur für arbeit entnommen werden kann. der höhe 
nach entspricht der durchschnittliche monatliche leistungsanspruch der Bedarfsge-
meinschaften fast dem früheren monatlichen Bruttobedarf.
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Quellen und definitionen
Konsumtive Ausgaben des Staates in jeweiligen Preisen
Quelle: Vgr der länder, Konsumausgaben des staates - in jeweiligen Preisen – 1991 bis 2010 
(WZ 2008),  (http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/tbls/tab.asp?lang=de-de&tbl=tab05) 
Berechnungsstand: august 2012, termin für die nächste aktualisierung liegt noch nicht 
vor. 
definition: die Konsumausgaben des staates entsprechen dem Wert der güter, die vom 
staat selbst produziert werden (jedoch ohne selbst erstellte anlagen und Verkäufe) sowie 
den ausgaben für güter, die als soziale sachtransfers den privaten haushalten für ihren 
Konsum zur Verfügung gestellt werden.
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/definitionen.asp)
Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen
Quellen: Vgr der länder, rückrechnung 1970 bis 1990 – arbeitstabellen – ergebnisse der 
revision 2005, tabelle 1.1, Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen; Berechnungsstand: 
dezember 2007.
Vgr der länder, Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 1991 bis 2012 (WZ 2008) (http://
www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/tbls/tab.asp?lang=de-de&tbl=tab01); Berechnungsstand: 
februar 2013. 
definition: das Bruttoinlandsprodukt umfasst den Wert aller innerhalb eines Wirtschafts-
gebietes während einer bestimmten Periode produzierten Waren und dienstleistungen. es 
entspricht der Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche zuzüglich der gütersteuern 
und abzüglich der gütersubventionen. die Bruttowertschöpfung, die zu herstellungspreisen 
bewertet wird, ergibt sich für jeden Wirtschaftsbereich aus dem Bruttoproduktionswert zu 
herstellungspreisen abzüglich der Vorleistungen zu anschaffungspreisen.
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/definitionen.asp)
Investitionsausgaben der Länder
Quelle: finanzplanung 2012 bis 2016 mit finanzbericht 2013 des landes nordrhein-Westfalen, 
landtag nordrhein-Westfalen, 16. Wahlperiode, drucksache 16/1401, 3.12.2012; vgl. auch 
http://www.fm.nrw.de/haushalt_und_finanzplatz/haushalt/06_finanzplanung/25_mfp_ 
2012_2016_mit_fb_2013.pdf. 
definition: sachinvestitionen (Baumaßnahmen, erwerb von unbeweglichen sachen, erwerb 
von fahrzeugen, erwerb von geräten, ausstattungsgegenständen und sonstigen beweg-
lichen sachen) und investitionsförderung (eigene fassung nach den finanzberichten). 
Bruttoanlageinvestitionen in jeweiligen Preisen
Quellen: Vgr der länder, rückrechnung 1970 bis 1990 – arbeitstabellen – ergebnisse der 
revision 2005, tabelle 15.1, Bruttoanlageinvestitionen – neue anlagen in jeweiligen Prei-
sen; Berechnungsstand: dezember 2007.
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Vgr der länder, Bruttoanlageinvestitionen in jeweiligen Preisen 1991 bis 2010 (WZ 2008) 
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/tbls/tab.asp?lang=de-de&tbl=tab07), Berechnungs-
stand: august 2012.
definition: die Bruttoanlageinvestitionen umfassen den erwerb von dauerhaften und repro-
duzierbaren Produktionsmitteln sowie selbst erstellte anlagen und größere Wert steigernde 
reparaturen. es werden auch gewisse Werterhöhungen an nichtproduzierten Vermögens-
gütern berücksichtigt, insbesondere erhebliche Verbesserungen an grund und Boden (z.B. 
trockenlegung von Marschland etc.). Militärische anlagen werden berücksichtigt, soweit sie 
zivil nutzbar sind. als dauerhaft gelten diejenigen Produktionsmittel, deren nutzungsdauer 
mehr als ein Jahr beträgt. die Bruttoanlageinvestitionen setzen sich aus dem erwerb neuer 
anlagen und dem saldo aus Käufen und Verkäufen von gebrauchten anlagen zusammen. 
Weil ein vollständiger nachweis der transaktionen mit gebrauchten anlagen zwischen den 
investierenden Wirtschaftsbereichen mangels statistischer unterlagen nicht möglich ist, 
können die anlageinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen nur auf grundlage neuer anla-
gen dargestellt werden.
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/definitionen.asp)
Voll­ und Teilzeitbeschäftigte des unmittelbaren öffentlichen Dienstes
Quellen: statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie l, reihe 4, Personal des 
öffentlichen dienstes. 
statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie 14, reihe 6, Personal des öffent-
lichen dienstes 2011, tabelle 2.8, Berechnungsstand: 13. august 2012.
definition des unmittelbaren öffentlichen diensts: ämter, Behörden, gerichte und rechtlich 
unselbständige einrichtungen des Bundes und der länder, gemeinden/gemeindezweckver-
bände, Zweckverbände und Bundeseisenbahn-vermögen (finanzen und steuern, fachserie 
14, reihe 6, Personal des öffentlichen dienstes, 2011). hinzu kommt - bis zu ihrer Privatisie-
rung - die deutsche Post. seit 1994 werden auch die soldaten dazu gezählt.
Erwerbstätige
Quellen: Vgr der länder, rückrechnung 1970 bis 1990 – arbeitstabellen – ergebnisse der 
revision 2005, tabelle 22.1, erwerbstätige (inland); Berechnungsstand: dezember 2007.
Vgr der länder, erwerbstätige - (inland) - 1991 bis 2012 (WZ 2008) (http://www.vgrdl.de/
arbeitskreis_Vgr/tbls/tab.asp?lang=de-de&tbl=tab16), Berechnungsstand: februar 2013.
definition: als erwerbstätige (inland) werden alle Personen angesehen, die innerhalb eines 
Wirtschaftsgebietes einer erwerbstätigkeit oder mehreren erwerbstätigkeiten nachgehen, 
unabhängig von der dauer der tatsächlich geleisteten oder vertragsmäßig zu leistenden 
wöchentlichen arbeitszeit. nach der stellung im Beruf wird unterschieden zwischen selbst-
ständigen und mithelfenden familienangehörigen sowie arbeitnehmern (arbeiter und an-
gestellte, geringfügig Beschäftigte, Beamte). Bei den erwerbstätigen (inländer) wird die er-
werbstätigkeit im gegensatz zum inlandskonzept nicht nach dem arbeitsort, sondern nach 
dem Wohnort festgestellt.
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/definitionen.asp)
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Soziale Leistungen des Staates
Quelle: Vgr der länder, entstehung, Verteilung und Verwendung des sozialprodukts in den 
ländern der Brd 1970 bis 1998).
definition: geldleistungen der sozialversicherungsträger, öffentliche Pensionen, leistungen 
von lebensversicherungsunternehmen, Pensionskassen und Versorgungswerken sowie 
leistungen aufgrund betrieblicher ruhegeldverpflichtungen. ferner werden sonstige soziale 
leistungen wie arbeitslosen und sozialhilfe, Kindergeld, Wohngeld und ähnliche leistungen 
einbezogen. (heft 34 entstehung, Verteilung und Verwendung des sozialprodukts in den 
ländern der Brd 1970 bis 1998)
Empfangene monetäre Sozialleistungen der privaten Haushalte
Quelle: Vgr der länder, entstehung, Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 
in den ländern der Bundesrepublik deutschland 1991 bis 2012, reihe 1 länderergebnisse 
Band 5, tabelle 5.2.1; Berechnungsstand: februar 2013. ergebnisse der revision 2011.
definition: die weitaus größte Position stellen hier die geldleistungen der rentenversiche-
rung (arbeiter, angestellte, Knappschaft) dar. Von erheblicher Bedeutung sind jedoch auch 
die geldleistungen der arbeitslosenversicherung sowie der arbeitslosen- und sozialhilfe, 
die öffentlichen Pensionen und auch das Kindergeld. Weiterhin zählen zu den empfangenen 
transfers auch die leistungen von schadensversicherungen zur regulierung von schadens-
fällen (Private Krankenversicherung sowie Kfz-haftpflicht, Kfz-unfall, feuer, einbruch, lei-
tungswasser, glas, hausrat, rechtschutz usw.) sowie geldleistungen der gesetzlichen Kran-
ken-, unfall- und Pflegeversicherung, Wohngeld, erziehungsgeld, ausbildungsbeihilfen, 
Kriegsopferversorgung und ähnliche finanzielle unterstützungsleistungen. (Vgr der länder, 
Zusammenhänge, Bedeutung und ergebnisse, 2006, s. 22)
Finanzhilfen der Bundesländer in der weiten Abgrenzung bzw. einschließlich Grenzfälle
Quellen: rosenschon, a. (1997), finanzhilfen der Bundesländer, Kieler diskussionsbeiträge 
nr. 293, institut für Weltwirtschaft, Kiel.
rosenschon, a. (2002), finanzhilfen der Bundesländer: eine aktualisierung, Kieler arbeits-
papier nr. 1127, institut für Weltwirtschaft, Kiel.
rosenschon, a. (2005), finanzhilfen der Bundesländer in den Jahren 2000-2004, Kieler dis-
kussionsbeiträge nr. 422, institut für Weltwirtschaft, Kiel.
rosenschon, a. (2008), finanzhilfen der länder in den Jahren 2000-2007 – eine aktualisie-
rung. Kiel Working Paper no. 1394; institut für Weltwirtschaft, Kiel.
rosenschon, a., Boss, a. (2010), subventionen in deutschland: der Kieler subventionsbe-
richt. Kieler diskussionsbeiträge nr. 479/480, Juni 2010; institut für Weltwirtschaft, Kiel.
rosenschon, a., laaser, c.-f. (2012), subventionen in deutschland in den Jahren 2000 bis 
2011/2012: der Kieler subventionsbericht. Kieler diskussionsbeiträge nr. 516/517, März 
2013; institut für Weltwirtschaft, Kiel.
definition: subventionen werden in steuervergünstigungen und finanzhilfen unterteilt.
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Finanzhilfen der Bundesländer in erweiterter (in der weiten) Abgrenzung:
subventionen sind selektive Vergünstigungen, die staatliche finanzgeber zugunsten ausge-
wählter Produktionszweige gewähren. Während die engere definition nur Vergünstigungen 
an Wirtschaftseinheiten innerhalb des unternehmenssektors nach der abgrenzung der Vgr 
berücksichtigt, bezieht die erweiterte definition die sektoren staat sowie organisationen 
ohne erwerbszweck insoweit mit ein, als dort private güter bzw. dienste im sinne der volks-
wirtschaftlichen theorie erzeugt werden. die grenzen der definition liegen dort, wo ka-
ritative aktivitäten gefördert werden oder Produktionszweige, die nennenswerte externe 
Vorteile stiften. (rosenschon (1997)).
Finanzhilfen der Bundesländer einschließlich Grenzfälle:
Bisher war der subventionsausweis als obergrenze zu verstehen. nun wird so verfahren, 
dass eine ober- und eine untergrenze für die finanzhilfen ausgewiesen werden, indem 
Positionen, die im grenzbereich zwischen subvention und nichtsubvention liegen, einmal 
erfasst und einmal nicht erfasst werden. dieses pragmatische Vorgehen ist erforderlich, weil 
oft die nötigen informationen fehlen, um den subventionsgehalt einer Budgetposition exakt 
zu ermitteln (vgl. rosenschon (2005)).
Gewogene Durchschnittshebesätze der Gewerbesteuer
Quellen: statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie l, reihe 9, realsteuern 
1: realsteuervergleich (ältere Jahrgänge).
statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie 14, reihe 10.1, realsteuerver-
gleich: realsteuern, kommunale einkommen- und umsatzsteuerbeteiligungen; Berech-
nungsstand: september 2012 (tab. 6.1). 
definition: hebesatz:
Von der gemeinde für das jeweilige Kalenderjahr festgesetzter Prozentsatz, der auf die 
Messbeträge der realsteuern angewandt wird. für die Bundesländer wird ein gewogener 
durchschnittshebesatz nach der formel summe der istaufkommen x 100/summe der grund-
beträge gebildet. (finanzen und steuern, fachserie 14, reihe 10, realsteuervergleich)
Kassenmäßige Steuereinnahmen
Quellen: statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie l, reihe 4, steuerhaus-
halt von Bund, ländern und gemeinden (ältere Jahrgänge).
statistisches Bundesamt, finanzen und steuern, fachserie 14, reihe 4, steuerhaushalt, Be-
rechnungsstand april 2013 (tabelle 1.4a und 1.4b).
definition: Kassenmäßige steuereinnahmen sind die innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
in die Kassen der gebietskörperschaften fließenden Beträge, gleichgültig für welches Jahr 
sie geleistet wurden oder wann die steuerschuld entstanden ist. ohne rücksicht auf eine 
periodengerechte erfassung sind im ist-aufkommen eines bestimmten Berichtszeitraums 
also auch Vorauszahlungen, abschlusszahlungen, nachzahlungen, säumniszuschläge usw. 
enthalten; ggf. ist das aufkommen durch erstattungen gemindert. (finanzen und steuern, 
fachserie 14, reihe 4, steuerhaushalt)
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
Quellen: amtliche nachrichten der Bundesanstalt/Bundesagentur für arbeit; fachserie 1 
Bevölkerung und erwerbstätigkeit, reihe 4.2 sozialversicherungspflichtig beschäftigte ar-
beitnehmer.
Bundesagentur für arbeit, statistik, Beschäftigungsstatistik, reihe Beschäftigung in deutsch-
land, sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wohn- und arbeitsort, deutschland 
nach Kreisen und gemeinden, Berechnungsstand: 20.01.2013. 
definition: die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten umfassen alle arbeitnehmer, die 
krankenversicherungspflichtig, rentenversicherungspflichtig oder beitragspflichtig nach dem 
sgB iii sind oder für die Beitragsanteile zu den gesetzlichen rentenversicherungen zu ent-
richten sind; dazu gehören auch auszubildende, altersteilzeit-Beschäftigte, Praktikanten, 
Werkstudenten und Personen, die aus einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnis zur ableistung des gesetzlichen Wehrdienstes oder zivilen ersatzdienstes einbe-
rufen werden; das gleiche gilt für Zeitsoldaten mit einer Verpflichtung bis zu zwei Jahren. 
nicht einbezogen sind dagegen selbständige, mithelfende familienangehörige, Berufs- und 
Zeitsoldaten (siehe oben genannte ausnahme), Wehrpflichtige ohne vorangegangene Be-
schäftigung sowie Beamte. (amtliche nachrichten der Bundesagentur für arbeit, 2004)
Empfänger von Sozialhilfe (im engeren Sinne)
Quellen: statistisches Bundesamt, sozialleistungen, fachserie 13, reihe 2.1, statistik der 
sozialhilfe 2004, tabelle a3, Berechnungsstand: dezember 2005.
statistisches Bundesamt, empfänger(innen) laufender hilfe zum lebensunterhalt außerhalb 
von einrichtungen, Berechnungsstand: dezember 2006.
Bundesagentur für arbeit: Bedarfsgemeinschaften und deren Mitglieder - daten nach einer 
Wartezeit von 3 Monaten in: grundsicherung für arbeitsuchende nach dem sgB ii; tabelle 
5: erwerbsfähige hilfebedürftige nach alters- und Personengruppen (tabelle 5.4); Berech-
nungsstand: november 2013.
definition: die erhebung erstreckt sich auf die empfänger von laufender hilfe zum lebens-
unterhalt, denen i.d.r. leistungen für mindestens einen Monat in form von regelsätzen 
gewährt werden. leistungsempfänger mit einer kürzeren Bezugsdauer werden nur dann 
erfasst, wenn die laufende hilfe zum lebensunterhalt zur kurzfristigen Überbrückung in 
anspruch genommen wird (z.B. als Vorleistung für arbeitslosengeld oder -hilfe, rente, etc.). 
(sozialleistungen, fachserie 13, reihe 2.1, statistik der sozialhilfe, 2006).
infolge der hartz iV gesetzgebung ab dem 1. Januar 2005 gibt es einen Bruch in der daten-
grundlage. das statistische Bundesamt führt die alte statistik der „sozialhilfebezieher“/“em
pfänger von lfd. hilfe zum lebensunterhalt“ zwar weiter, jedoch tauchen in dieser ab 2005 
nur noch solche empfänger(innen) laufender hilfe zum lebensunterhalt „außerhalb von 
einrichtungen“ auf, die nicht mehr den status der erwerbsfähigkeit haben. diese gruppe 
macht heute nur nach ca. 1 - 2 Prozent der „früheren sozialhilfebezieher“ im Jahr 2004 aus. 
Mit einer solch kleinen grundgesamtheit die ursprüngliche Variable „anteil der sozialhil-
febezieher“ abzubilden, erscheint nicht sachgerecht. der überwiegende teil der „früheren 
sozialhilfebezieher“ findet sich nunmehr in der statistik „grundsicherung für arbeitsuchen-
de (sgB ii) - daten mit Wartezeit von 3 Monaten“ der Bundesagentur für arbeit. aus dieser 
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gruppe wurde die Zahl der nicht erwerbsfähigen hilfebedürftigen eliminiert, da es sich bei 
letzteren zu über 95% um Kinder und Jugendliche unter 15 Jahren handelte, deren einbe-
ziehung in den zu bildenden indikator „anteil der sozialhilfebezieher an der Bevölkerung“ 
freilich dem sinn und Zweck des indikators widerspricht, und anschließend nur noch mit der 
größe „erwerbsfähige hilfebedürftige“ gearbeitet. auf diese gruppe ist der indikator vom 
sinn und Zweck recht gut zugeschnitten, da diese Personen unabhängig vom staatlichen 
einfluss ihre entscheidungen treffen können.
Einwohnerzahl
Quellen: Vgr der länder, rückrechnung 1970 bis 1990 – arbeitstabellen – ergebnisse der 
revision 2005, tabelle 24, einwohner; Berechnungsstand: dezember 2007.
Vgr der länder (http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/tbls/WZ2003tab20.asp).
Vgr der länder, reihe 1, länderergebnisse Band 1, Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöp-
fung in den ländern der Bundesrepublik deutschland 1991 bis 2012, tabelle 13, einwohner 
1991 bis 2012, Berechnungsstand: februar 2013.
Vgr der länder, einwohner 1991 bis 2012 (WZ 2008); Berechnungsstand: februar 2013 
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/tbls/tab.asp?lang=de-de&tbl=tab20). 
definition: Zu den einwohnern deutschlands gehören alle Personen (deutsche und auslän-
der), die im Bundesgebiet ihren ständigen Wohnsitz haben. nicht zu den einwohnern zählen 
die angehörigen ausländischer Missionen und streitkräfte. die einwohner werden in der 
Vgr als Jahresdurchschnittszahl ausgewiesen.
(http://www.vgrdl.de/arbeitskreis_Vgr/definitionen.asp).
Durchschnittlicher monatlicher Bruttobedarf von Empfängern laufender Hilfe zum Le­
bensunterhalt außerhalb von Einrichtungen
Quellen: Vom statistischen Bundesamt, sozialhilfe-abteilung, zur Verfügung gestellt.
Bundesagentur für arbeit: grundsicherung für arbeitsuchende (sgB ii) - daten mit War-
tezeit von 3 Monaten; in: statistik zur grundsicherung für arbeitsuchende; geldleistungen 
für Bedarfsgemeinschaften – deutschland mit ländern und Kreisen, tabelle: geldleistungen 
für Bedarfsgemeinschaften – daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten: tabellenblatt 2.1: 
leistungen nach sgB ii – durchschnittliche höhe der monatlichen leistungen je  Bedarfs-
gemeinschaft. Berechnungsstand: november 2012
definition: Zum Bruttobedarf rechnen:
– regelsätze (§§ 12, 22 Bshg, §§ 1, 2 regelsatzVo)
– Kosten für Miete/eigenheim (gem. § 12 Bshg, § 3 abs. 1 regelsatzVo) 1)
– laufende Kosten für heizung (gem. § 12 Bshg, § 3 abs. 2 regelsatzVo)
– Beiträge zur Kranken-, Pflegeversicherung oder alterssicherung (gem. §§ 13, 14 Bshg)
– Mehrbedarfszuschläge (gem. § 23 Bshg)
der Bruttobedarf der Bedarfsgemeinschaft ist die gesamtsumme der vorgenannten Beträge 
aller zur Bedarfsgemeinschaft gehörenden Personen.
Bei heimbewohnern, bei denen der Bruttobedarf nach den oben genannten Beträgen nicht 
festgestellt werden kann, wird als Bruttobedarf der Pflegesatz einschließlich taschengeld 
Wirtschaftliche freiheit in den deutschen Bundesländern76 |
und ggf. Zuschlägen für einzelzimmer, diätverpflegung etc. angegeben. (sozialleistungen, 
fachserie 13, reihe 2.1, statistik der sozialhilfe, 2005).
infolge der hartz iV gesetzgebung wurde ab 2005 anstelle des monatlichen Bruttobedarfs, 
wie er bislang in den statistiken des statistischen Bundesamtes Verwendung findet, mit 
dem so genannten „durchschnittlichen monatlichen leistungsanspruch der Bedarfsgemein-
schaft“ gearbeitet, welcher aus der statistik über die grundsicherung der Bundesagentur für 
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in dieser studie stellen wir zwei indizes wirtschaftlicher freiheit für die deut-
schen Bundesländer vor. grundlage sind bis zu zehn indikatoren verschiedener 
wirtschaftlicher Kenngrößen, die den staatlichen einfluss auf die Wirtschaft 
kennzeichnen. der l-index wirtschaftlicher freiheit bezieht sich auf die alten 
Bundesländer und deckt den Zeitraum 1970 bis 2011 ab. er stützt sich auf 
acht der zehn indikatoren. der umfassendere K-index wirtschaftlicher freiheit 
bezieht zudem die neuen Bundesländer ein; ihm liegen alle zehn indikatoren im 
Zeitraum von 1994 bis 2011 zugrunde. 
Bayern und Baden-Württemberg führen in beiden indizes die rangliste der 
wirtschaftlichen freiheit der Bundesländer an. die neuen Bundesländer ordnen 
sich im K-index am unteren ende der rangliste ein, während Berlin jeweils das 
schlusslicht bildet; angesichts der unterdurchschnittlichen Wirtschaftsleistung 
mischt sich der staat dort vergleichsweise besonders stark in die Wirtschaft ein. 
Berlin liegt in beiden Vergleichen am ende der skala.
in den alten Bundesländern war gemäß des l-index die wirtschaftliche freiheit 
im Jahr 1970 am größten. Bis zur Mitte der siebziger Jahre verschlechterte 
sich die wirtschaftliche freiheit drastisch. Bis heute haben sich davon die 
meisten der alten Bundesländer nicht vollständig erholt. die Wirtschafts- und 
finanzkrise führte im Jahr 2009 zu einem teils erheblichen rückgang der wirt-
schaftlichen freiheit in den Bundesländern, die auch im Jahr 2011 noch nicht 
wieder das freiheitsniveau vor der Krise erreicht haben.
nach unserer analyse geht mehr wirtschaftliche freiheit hand in hand mit einem 
höheren Pro-Kopf-einkommen, mit einem stärkeren Wirtschaftswachstum und 
mit einer niedrigeren arbeitslosigkeit. schlussfolgerungen über die richtung der 
Kausalität kann man daraus nicht ableiten.
